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Anderungshistorie

Fassung vom 20.12.2018

e §165SGBIl

0 RN 165.7: Wegen des Erfordernisses der Kongruenz von Zustimmungs- und
Auszahlungsentscheidung bei Vorfinanzierungen muss die Zustimmung zur
Neueinstellung im Rahmen einer (Anderungs-)Entscheidung zur Vorfinanzierung
bekannt gegeben werden

0 RN 165.33: Klarstellung, dass Zeiten des unbezahlten Urlaubs zum Insolvenzge-
Idzeitraum gehoren

0 RN 165.37: Entfernung der nicht einschlagigen Rechtsvorschrift des § 352 InsO

0 RN 165.42: Darstellung der Voraussetzungen fir die Arbeitsaufnahme in Un-
kenntnis des Insolvenzereignisses nach der Freigabe nach 8§ 35 Abs. 2 InsO

e 8166 SGBIIII

o0 Neufassung als fachliche Weisung

e 8167 SGBII

o Neufassung als fachliche Weisung
e §168 SGBIII

o0 Neufassung als fachliche Weisung
e 8169 SGBII

o Neufassung als fachliche Weisung
e §170SGBIII

o0 Neufassung als fachliche Weisung
e 8171SGBII

o0 Neufassung als fachliche Weisung
e §172SGBIII

o Neufassung als fachliche Weisung
e 8175SGBII

o Keine Anderungen zur Fassung vom 20.12.2017
e Verfahren

o Neufassung als fachliche Weisung
¢ Geltendmachung von Masseverbindlichkeiten

o0 Neufassung als fachliche Weisung
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Gesetzestext

§ 165 SGB Il
Anspruch

(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben Anspruch auf Insolvenzgeld, wenn sie im In-
land beschaftigt waren und bei einem Insolvenzereignis fur die vorausgegangenen drei Monate
des Arbeitsverhéaltnisses noch Anspriiche auf Arbeitsentgelt haben. Als Insolvenzereignis gilt

1. die Eroffnung des Insolvenzverfahrens Gber das Vermogen des Arbeitgebers,
2. die Abweisung des Antrags auf Er6ffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse oder

3. die vollstandige Beendigung der Betriebstétigkeit im Inland, wenn ein Antrag auf Eréffnung
des Insolvenzverfahrens nicht gestellt worden ist und ein Insolvenzverfahren offensichtlich
mangels Masse nicht in Betracht kommt.

Auch bei einem ausléndischen Insolvenzereignis haben im Inland beschéftigte Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer einen Anspruch auf Insolvenzgeld.

(2) Zu den Anspriichen auf Arbeitsentgelt gehdren alle Anspriche auf Beziige aus dem Arbeits-
verhaltnis. Als Arbeitsentgelt fir Zeiten, in denen auch wahrend der Freistellung eine Beschéfti-
gung gegen Arbeitsentgelt besteht (8 7 Absatz 1a des Vierten Buches), gilt der Betrag, der auf
Grund der schriftlichen Vereinbarung zur Bestreitung des Lebensunterhalts im jeweiligen Zeit-
raum bestimmt war. Hat die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer einen Teil ihres oder seines
Arbeitsentgelts nach § 1 Absatz 2 Nummer 3 des Betriebsrentengesetzes umgewandelt und
wird dieser Entgeltteil in einem Pensionsfonds, in einer Pensionskasse oder in einer Direktver-
sicherung angelegt, gilt die Entgeltumwandlung fiir die Berechnung des Insolvenzgeldes als
nicht vereinbart, soweit der Arbeitgeber keine Beitrage an den Versorgungstrager abgefihrt hat.

(3)Hat eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer in Unkenntnis eines Insolvenzereignisses
weitergearbeitet oder die Arbeit aufgenommen, besteht der Anspruch auf Insolvenzgeld fir die
dem Tag der Kenntnisnahme vorausgegangenen drei Monate des Arbeitsverhaltnisses.

(4) Anspruch auf Insolvenzgeld hat auch der Erbe der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers.
(5) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, einen Beschluss des Insolvenzgerichts Uber die Abweisung

des Antrags auf Insolvenzer6ffnung mangels Masse dem Betriebsrat oder, wenn kein Betriebs-
rat besteht, den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern unverziglich bekannt zu geben.



fiir Arbeit

Gultig ab: 20.12.2018

Gultigkeit bis: fortlaufend

Inhaltsverzeichnis

Inhalt

1. ANSPrUCNSVOTraUSSEIZUNGEN ..o e e e et e e e e e eeeeena e e e e aeeeeneee 5
11 Inlandisches BeschaftigungsVernaltnis. ...........ccocoooiiiiiiii e 5
1.2 Definitionen Arbeitgeber und Arbeithehmer..........ccoooooeiiiiiiiii e, 5

2. INSOIVENZEIEIGNIS ... 6
2.1 Eroffnung des Insolvenzverfahrens ... 6
2.2 AbWEISUNG MANGEIS MASSE......uuiiiieiiieiiieee e e e e e e e e eeane 7
2.3 Aufhebung von Beschllissen des Insolvenzgerichts ...............eeveiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiine 7
2.4 Vollstandige Einstellung der Betriebstatigkeit.............ccoeiiiieiiiiiiiiiii e, 7
2.5 Zusammentreffen mehrerer INSOIVENZEreigNISSE...........uvvvvvviiiiiiiiiiiiiiiiieeiiiiaee 9
2.6 Auslandisches INSOIVENZEIrEIGNIS........ocouuuiii i eeans 10
2.7 Weiteres materiell-rechtlich beachtliches Insolvenzereignis .............ccccccvvvviviiiinnnne 10

3. INSOIVENZGEIU-ZEItraUM ..o 11
3.1 LT 0100 LS 7= 11
3.2 Beendigung des Arbeitsverh8ltNiSSES. ... 12
3.3 Bestimmung des regelmafigen Insolvenzgeld-Zeitraumes .............ccccvvveeeieeeeeeeenns 13
3.4 Bestimmung des Insolvenzgeld-Zeitraumes in Sonderfallen ..............ccoooeeeeeeeeen. 14

4. Uber Insolvenzgeld ersetzbare Anspriiche auf Arbeitsentgelt ................c.c...... 15
4.1 Bezlige aus dem ArbeitsSVerhaltnis ...........ooooviiiiiiiiii e 15
4.2 Arbeitsentgeltanspriche im Einzelnen ... 17
4.3 Betriebliche AREISVOISOIQE ......ccoiieeiiii e 18
4.4 Unwirksamkeit des Leiharbeitsverh@ltnisses ............ccooo 20
4.5 Insolvenzgeldanspruch VON ErDeN........ ... 20

5. Zeitliche Zuordnung von Entgeltansprichen..........cccoooooviiiiiiiii e, 21
5.1 Besonderheiten bei laufendem Arbeitsentgelt ... 21
5.2 Yol Lo (=T w4 U LY=o T U Vo =T o PP 22
5.3 Berlcksichtigung von Provisionsansprichen ............cccoveviiiiiiieeeececiiics e, 24

6. Ubersicht GesellschaftSformen ..........cccooveiiiii e 25

Bundesagentur



Bundesagentur
fiir Arbeit

Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend

1. Anspruchsvoraussetzungen

(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben Anspruch auf In- Anspruchsvoraus-
solvenzgeld (Insg), wenn sie setzungen
(165.1)
im Inland beschaftigt waren und
bei Vorliegen eines Insolvenzereignisses
fur die vorausgehenden drei Monate
des Arbeitsverhéltnisses noch
Anspriche auf Arbeitsentgelt gegen
Ihren Arbeitgeber haben.

Es besteht nur dann Anspruch auf Insg, wenn ein Insolvenzereignis
(RN 165.8 bis 165.29) vorliegt und im Zeitpunkt der Antragstellung
bzw. — soweit die Antragstellung vor dem Insolvenzereignis erfolgt
ist — im Zeitpunkt des Insolvenzereignisses fur den Insg-Zeitraum
(RN 165.30 bis 165.42) noch Anspriche auf Arbeitsentgelt beste-
hen. Zusatzlich muss ein inlandisches Beschaftigungsverhaltnis vor-
liegen (RN 165.2 und 165.5).

1.1 Inlandisches Beschéaftigungsverhaltnis

(1) Die Insg-Regelung schuitzt grundséatzlich nur inl&andische Be- Beschaftigungsverhaltnis
schaftigungsverhaltnisse, vgl. 88 3, 7 SGB V. Ein Wohnsitz im Gel- (165.2)
tungsbereich des SGB Il wird nicht vorausgesetzt.

(2) Richtlinie 2008/94/EG sieht in grenzibergreifenden Fallen vor, Zustandige Garantieein-
dass die Garantieeinrichtung desjenigen Mitgliedstaats zustandig richtung

ist, in dessen Hoheitsgebiet die Arbeitnehmerin oder der Arbeit- (165.3)

nehmer die Arbeit gewdhnlich verrichtet oder verrichtet hat (vgl. Art.

9 Abs. 1 der RL). In der Regel ist die Garantieeinrichtung des Staa-

tes zustadndig, dessen Sozialversicherungsrecht das Beschafti-

gungsverhaltnis unterlegen hat.

1.2 Definitionen Arbeitgeber und Arbeitnehmer

(1) Als Arbeitgeber ist anzusehen, wem die Arbeitsleistung geschul- Arbeitgeber
det wird und wer das Arbeitsentgelt zu zahlen hat. (165.4)

(2) Nach & 165 Abs. 1 SGB Ill haben nur Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
Arbeitnehmer Anspruch auf Insg. Der Begriff ,Arbeitnehmer” ist in (165.5)

den Vorschriften Gber das Insg nicht abschlielend geregelt. Fur die

Beurteilung der Arbeitnehmereigenschaft sind die Weisungen zu

88 24 und 25 SGB Il zu beachten. Deshalb kénnen fir die Abgren-

zung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von den Selbstandi-

gen die Gesichtspunkte dienen, die die Rechtsprechung zur Versi-

cherungspflicht in der Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversiche-

rung entwickelt hat. Fir den Anspruch auf Insg kommt es allerdings

nicht darauf an, dass das Beschéaftigungsverhéltnis der Versiche-
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rungspflicht unterliegt, z.B. geringfiigige Beschéaftigung oder Be-
schéaftigung von Schilern.

(3) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die nach Stellung des In-
solvenzantrages eingestellt werden, haben grundsatzlich einen An-
spruch auf Insg. Dies gilt jedoch nicht, wenn die Neueinstellung eine
sittenwidrige Schadigung der Umlagezahler darstellt. Die Sittenwid-
rigkeit liegt objektiv nicht vor, wenn die Arbeitsleistung erbracht und
entgegengenommen wird. Insbesondere sind Neueinstellungen mit
folgendem Zweck objektiv nicht sittenwidrig:

Aufrechterhaltung des Geschéftsbetriebs

Abarbeitung von Auftragen/Projekten

Unterstutzung der Sanierung

Allgemein Unterstlitzung der Ziele der Insolvenzordnung
Abwicklungsarbeiten

(4) Um die Interessen der Umlagezahler zu wahren und
Rechtssicherheit fur die oder den Vorfinanzierer zu schaffen, ist die
Sittenwidrigkeit vor der Neueinstellung zu prifen. Hierzu legt die
Antragstellerin oder der Antragsteller kurz das Aufgabengebiet und
den Zweck der Neueinstellung dar. Das Prifergebnis ist zu
dokumentieren und im Rahmen der (Anderungs-)Entscheidung tber
die Vorfinanzierung bekanntzugeben, vgl. auch RN 170.11. Da die
Zustimmung vor dem tatséchlichen Vollzug des neu begriindeten
Arbeitsverhdltnisses erteilt wird, kann sie sich nur auf den
vorgetragenen beabsichtigten Verlauf beziehen.

Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat vor der Auszahlung
schriftlich zu bestatigen, dass das Arbeitsverhéltnis entsprechend
den fur die Zustimmung erteilten Angaben gelebt wurde. Andernfalls
ist der tatsachliche Verlauf darzulegen. Vor der Auszahlung ist eine
abschlieRende Entscheidung — auch unter Berlcksichtigung eigener
Erkenntnisse — erforderlich, ob die Neueinstellung sittenwidrig war.
Die Entscheidung ist aktenkundig zu machen.

2. Insolvenzereignis

2.1 Eroffnung des Insolvenzverfahrens

(1) Im Fall des § 165 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB Il ist Insolvenzereig-
nis der Tag, an dem das Insolvenzverfahren lber das Vermdgen
des Arbeitgebers erdffnet worden ist. Bei einer Personengesell-
schaft, ist es nicht erforderlich, dass auch Uber das Privatvermdgen
der personlich haftenden Gesellschafter das Insolvenzverfahren er-
offnet worden ist.

(2) Wird das Insolvenzverfahren durch Aufhebung oder Einstellung
beendet (88 200, 207, 213, 258 InsO), so bleibt die Erdffnung des

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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Neueinstellungen nach
Insolvenzantrag
(165.6)

Zustimmungsvorbehalt
und nachtragliche Pri-
fung

(165.7

Er6ffnung des Insolvenz-
verfahrens

(165.8)

Aufhebung/Einstellung
des Insolvenzverfahrens
(165.9)
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Insolvenzverfahrens fur die Bestimmung des Insolvenzereignisses
malf3gebend.

2.2 Abweisung mangels Masse

(1) Im Fall des 8§ 165 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB lll ist Insolvenzereig-
nis der Tag, an dem der Antrag auf Eréffnung des Insolvenzverfah-
rens Uber das Vermdgen des Arbeitgebers mangels Masse abge-
wiesen worden ist.

2.3 Aufhebung von Beschlissen des Insolvenzge-
richts

(1) Wird ein Beschluss uber die Erdffnung des Insolvenzverfahrens
oder die Abweisung eines Insolvenzantrages mangels Masse vom
Gericht rechtskraftig aufgehoben, liegt kein Insolvenzereignis vor.

(2) Die Rechtskraft des Beschlusses uber die Insolvenzerdffnung
oder die Abweisung eines Insolvenzantrages mangels Masse ist
grundsétzlich nicht abzuwarten.

2.4 Vollstandige Einstellung der Betriebstatigkeit

(1) Im Fall des 8§ 165 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB lll ist Insolvenzereig-
nis der Tag, an dem

I die Betriebstatigkeit im Inland vollstandig beendet war, wenn
bis zu diesem Zeitpunkt

I ein Antrag auf Eréffnung des Insolvenzverfahrens nicht ge-
stellt worden ist und

I ein Insolvenzverfahren offensichtlich mangels Masse nicht in
Betracht kam.

8§ 165 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB Il erfasst schon nach dem Wortlaut
nicht die offensichtliche Zahlungsunfahigkeit oder Uberschuldung
eines (vermeintlichen) Arbeitgebers bereits zu Beginn einer etwai-
gen betrieblichen Tatigkeit. Dies bedeutet, dass zumindest bei Auf-
nahme der betrieblichen Tatigkeit Zahlungsfahigkeit bestanden ha-
ben muss und der zur Insolvenz fuhrende Vermdgensverfall erst
spéater, d.h. wahrend der betrieblichen Tatigkeit, eingetreten ist.

(2) Tag der vollstandigen Beendigung der Betriebstatigkeit ist der
Tag, an dem die letzte dem Betriebszweck dienende Tatigkeit auf
Dauer nicht wieder aufgenommen worden ist. Insolvenzereignis i.S.
des § 165 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB lll ist daher der Kalendertag, der
auf den Tag folgt, an dem die letzte dem Betriebszweck dienende
Tatigkeit tatsachlich stattgefunden hat. Nachfolgende Abwicklungs-
arbeiten bleiben unbericksichtigt. Die Betriebstéatigkeit muss mit der
Absicht der dauernden Beendigung eingestellt worden sein.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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Abweisung mangels
Masse
(165.10)

Aufhebung von Be-
schllissen
(165.11)

Rechtskraft der Be-
schlliisse
(165.12)

Tatbestandsmerkmale
Betriebseinstellung
(165.13)

Zeitpunkt der Beendi-
gung der Betriebstatig-
keit

(165.14)
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(3) Unter der vollstdndigen Beendigung der Betriebstatigkeit ist die
vollstdndige Beendigung der gesamten betrieblichen Betatigung des
Arbeitgebers zu verstehen. Die Einstellung der Téatigkeit eines ein-
zelnen Betriebes ist deshalb dann nicht ausreichend, wenn der Ar-
beitgeber andere Betriebe weiterflihrt.

(4) Vor Entscheidung tber die vollstandige Beendigung der Betrieb-
statigkeit ist zu ermitteln, ob bis zu diesem Tag ein Insolvenzantrag
gestellt wurde. Ist ein Insolvenzantrag vom Insolvenzgericht ohne
Sachentscheidung zurtickgewiesen oder ist er zurlickgenommen
worden, so gilt dieser als nicht gestellt. Die Stellung eines Insol-
venzantrages bei einem auslandischen Insolvenzgericht ist fir die
Feststellung des Insolvenzereignisses i.S. des § 165 Abs. 1 Satz 2
Nr. 3 SGB Ill ohne Bedeutung.

(5) Ein Insolvenzverfahren wird nach 8§ 26 Abs. 1 InsO mangels
Masse nicht erdffnet, wenn das Vermégen der Schuldnerin oder des
Schuldners voraussichtlich nicht ausreichen wird, um die Kosten
des Verfahrens zu decken. Dies ist dann der Fall, wenn die vorhan-
dene Masse nicht mindestens so hoch wie die voraussichtlichen
Massekosten nach § 54 InsO ist. Zu den Massekosten zahlen die
Gerichtskosten flir das Insolvenzverfahren sowie die Vergutungen
und Auslagen der vorlaufigen Insolvenzverwaltung, der Insolvenz-
verwaltung und der Mitglieder des Glaubigerausschusses.

(6) Das Erfordernis der offensichtlichen Masselosigkeit bedeutet
nicht, dass hinsichtlich der Héhe der vorhandenen Masse letzte
Klarheit bestehen muss. Die Massekostendeckung kann nur vom
Insolvenzgericht sachkundig beurteilt werden. Es geniigt, wenn die
auReren Tatsachen und damit der Anschein fur die Masselosigkeit
sprechen. Zahlungsunwilligkeit kann allerdings nicht mit Zahlungs-
unfahigkeit gleichgesetzt werden.

(7) Die offensichtliche Masselosigkeit muss im Zeitpunkt der Be-
triebseinstellung feststellbar sein. Tatbestdande aus denen auf die
Masselosigkeit geschlossen wird, missen demnach in einem engen
zeitlichen Zusammenhang zum Tag der Betriebseinstellung einge-
treten sein. Fur die Beurteilung der zeitlichen Nahe kommt es auf
den konkreten Sachverhalt an.

(8) Mogliche Anspriiche der Gesellschaft gegen Gesellschafter oder
Leitungsorgane bleiben bei der Beurteilung der offensichtlichen
Masselosigkeit auRer Betracht. Deren Vorliegen oder Werthaltigkeit
ist in der Regel nicht ohne Weiteres durch die BA feststellbar. Der
entsprechende Ermittlungsaufwand steht der Offensichtlichkeit ent-
gegen.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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Mehrere Betriebe eines
Arbeitgebers
(165.15)

Kein Insolvenzantrag
(165.16)

Offensichtliche Masselo-
sigkeit
(165.17)

Ermittlungstiefe zur of-
fensichtlichen Masselo-
sigkeit

(165.18)

Zeitlicher Zusammen-
hang
(165.19)

Gesellschaftsrechtliche
Anspriche
(165.20)
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(9) In der nachfolgenden Tabelle sind mdgliche Erkenntnisquel-
len/Indizien aufgelistet. Sie kdnnen Hinweise fur oder gegen die of-
fensichtliche Masselosigkeit geben. Fur die abschlieRende Beurtei-
lung ist daher eine Gesamtschau des Sachverhaltes erforderlich.
Mafgeblich ist hier auch die Auspragung einzelner Merkmale. Nur
geringfligige Ruckstdnde/Schulden deuten nicht grundsatzlich auf

Zahlungsunféahigkeit hin.

Erkenntnisquelle/Indiz

Fir welche Rechtsformen re-
levant

Arbeitgeberfragebogen zur Be- | Alle

triebseinstellung

Keine Zahlung von Arbeitsent- | Alle

gelt unter Hinweis auf Insol-

venz/Zahlungsunfahigkeit

Liguidation Personen- und Kapitalgesell-
schaften

Ldéschung wegen Vermégenslo-
sigkeit

Alle Kapitalgesellschaften und
Personengesellschaften, bei
denen keine natirliche Person
Gesellschafter ist

Beitragsrickstande bei den Ein- | Alle

zugsstellen

Schulden bei anderen Glaubi- | Alle

gern

Auflésungsbeschluss der Ge- | Personen- und Kapitalgesell-
sellschafter schaften
Vollstreckungsprotokoll Alle

Vermogensauskunft (eidesstatt- | Alle
liche Versicherung mit Vermo-
gensverzeichnis)

2.5 Zusammentreffen mehrerer Insolvenzereignisse

(1) Erfolgen zwei Entscheidungen des Insolvenzgerichtes aus dem-
selben Grund, ist die erste Entscheidung mafRgebend. Die in § 165
Abs. 1 Satz 2 SGB Ill genannten Insolvenzereignisse stehen nicht in
einem Rangverhaltnis zueinander.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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len/Indizien
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(2) Hat das Insolvenzgericht das Insolvenzverfahren erdffnet oder
den Antrag auf Erdffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse
abgewiesen, sind Ermittlungen zur Betriebseinstellung nur erforder-
lich, wenn geltend gemacht wird, dass eine solche vor dem Insol-
venzantrag eingetreten ist.

2.6 Auslandisches Insolvenzereignis

(1) Auch auslandische Insolvenzereignisse l6sen einen Anspruch
auf Insg aus, wenn sie der Eréffnung des Insolvenzverfahrens oder
der Abweisung eines Insolvenzantrages mangels Masse entspre-
chen. Die BA ist in derartigen grenziberschreitenden Féallen aller-
dings nur zustandig, wenn es sich um ein inlandisches Beschafti-
gungsverhéltnis handelt, vgl. RN 165.3.

Eine Ubersicht der in Frage kommenden Insolvenzverfahren kann
dem Anhang A zu Art. 2 Nr. 4 der Verordnung (EU) 2015/848 ent-
nommen werden. Im Zweifel sind bei der fir den Sitz des Arbeitge-
bers zustandigen Garantieeinrichtung Auskiinfte zu einem Insol-
venzereignis einzuholen.

2.7 Weiteres materiell-rechtlich beachtliches Insol-
venzereignis

(1) Versicherungsfall beim Insg ist die durch das Insolvenzereignis
manifestierte Zahlungsunféhigkeit des Arbeitgebers. Dies umfasst
insbesondere die Unféahigkeit seine Verpflichtung zur Zahlung von
Arbeitsentgelt und von Sozialversicherungsbeitragen zu erfillen.
Nur wenn die den Versicherungsfall begriindende Zahlungsunféhig-
keit beseitigt ist, kann ein weiteres Insolvenzereignis einen An-
spruch auf Insg ausldsen.

(2) Die Zahlungsunfahigkeit bleibt bestehen, solange der Schuldner
wegen des Mangels an Zahlungsmitteln nicht in der Lage ist, seine
falligen Geldschulden im Allgemeinen zu erfillen. Als Indiz fur die
Zahlungsunféhigkeit gilt nach 8 17 Abs. 2 InsO die Zahlungseinstel-
lung durch den Schuldner. Hinweise fir eine Zahlungsunfahigkeit
konnen insbesondere sein:

I Einstellung der Entgeltzahlung

I Abgabe einer Vermogensauskunft nach erfolglosem Pfan-
dungsversuch gem. 8 807 Abs. 1 Nr. 2 ZPO

I Erklarung der Zahlungsunfahigkeit gegeniber den Ge-
schéaftspartnern

(3) Wann von wiederhergestellter Zahlungsfahigkeit auszugehen ist,
muss nach den jeweiligen Gesamtumstanden des Einzelfalles beur-
teilt werden. Die Tatsache, dass die laufenden Verbindlichkeiten er-
fullt werden, rechtfertigt jedenfalls fur sich allein noch nicht die An-
nahme wiederhergestellter Zahlungsféahigkeit. Gleiches gilt fir den

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend

Fall, dass zwischen den jeweiligen Insolvenzereignissen ein lange-
rer zeitlicher Abstand liegt.

Grundsatzlich kann erneute Zahlungsfahigkeit dann angenommen
werden, wenn sich die finanzielle Situation des Schuldners so ge-
bessert hat, dass er wieder kreditwirdig geworden ist. Das erfordert
in der Regel, dass der Arbeitgeber auch beziiglich der Altschulden
eine Regelung trifft, die der Sanierung des Unternehmens ausrei-
chend Rechnung tréagt. Indizien kénnen sein:

Langfristige Stundungsvereinbarungen
Vergleichsregelungen
Restschuldbefreiung

Erflllter Insolvenzplan

(4) Allein die Freigabe einer selbstandigen Tatigkeit aus der Insol-
venzmasse nach 8§ 35 Abs. 2 InsO fihrt nicht zur Wiederherstellung
der Zahlungsfahigkeit des Arbeitgebers.

(5) Ein Insolvenzplan kann fir die Beurteilung der wiederhergestell-
ten Zahlungsfahigkeit nur ein Indiz sein. Er ist der insolvenzrechtli-
che Versuch die Zahlungsfahigkeit wiederherzustellen und eine
ggfs. vorhandene Uberschuldung zu beseitigen. Alleine durch seine
Existenz bewirkt ein Insolvenzplan dies jedoch nicht. Insofern sind
weitere Kriterien, wie z.B. das operative Betriebsergebnis, heranzu-
ziehen.

Die Zahlungsunfahigkeit ist daher alleine durch die Annahme eines
Insolvenzplanes und die Aufhebung des Insolvenzverfahrens nicht
beseitigt. Die Forderungen sind nur bedingt erlassen und leben bei
Eroffnung eines neuen Insolvenzverfahrens ohne vorheriger Planer-
fullung oder bei erheblichen Ruckstanden in der Planerfullung wie-
der auf. In der Regel ist davon auszugehen, dass bei Nichterflllung
des Insolvenzplanes oder vor Aufhebung der Planiiberwachung
durchgehende Zahlungsunfahigkeit vorliegt.

3. Insolvenzgeld-Zeitraum

3.1 Grundséatze

(1) Der Insg-Zeitraum umfasst grundsatzlich die letzten drei Monate
des Arbeitsverhéltnisses vor dem Insolvenzereignis. Der Tag des
Insolvenzereignisses gehdrt nicht zum Insg-Zeitraum. Der maximal
3 monatige Insg-Zeitraum muss nicht zusammenhéngend verlaufen.

(2) Der Insg-Zeitraum beschréankt sich nicht nur auf das letzte Ar-
beitsverhaltnis vor dem Insolvenzereignis, sondern erfasst auch ein
vorhergehendes Arbeitsverhaltnis mit demselben Arbeitgeber.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018

Bundesagentur
fiir Arbeit

Freigabe der selbststan-
digen Tatigkeit
(165.28)

Insolvenzpléane
(165.29)

Verlauf Insolvenzgeld-
Zeitraum
(165.30)

Mehrere Arbeitsverhalt-
nisse
(165.31)
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Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend

(3) Hat ein Betriebstubergang nach 8§ 613a BGB vor dem Insolvenz-
ereignis stattgefunden, endet der Insg-Zeitraum am Tag vor der Be-
triebsiibernahme. Der Insg-Zeitraum kann nur Zeiten eines Arbeits-
verhaltnisses mit dem insolventen Arbeitgeber umfassen.

(4) Der Insg-Zeitraum bezieht sich nicht auf Zeiten, in denen kein
Anspruch auf Arbeitsentgelt bestand, weil die gegenseitigen
Hauptpflichten aus dem Arbeitsverhaltnis ruhten. Beispiele dafur
sind:

I der Bezug von Kranken- oder Verletztengeld, wenn kein An-
spruch auf Zuschuss durch den Arbeitgeber besteht

I das Beschaftigungsverbot nach dem Mutterschutzgesetz,
wenn kein Anspruch auf Zuschuss zum Mutterschaftsgeld
besteht

I die Elternzeit

I ein Dienst nach dem Gesetz tiber den Bundesfreiwilligen-
dienst

I eine Wehriibung oder ein freiwilliger Wehrdienst

Zeiten des unbezahlten Urlaubs gehéren zum Insg-Zeitraum, da
diese Zeiten zwischen den Arbeitsvertragsparteien vereinbart wer-
den, obwohl grundsatzlich ein Anspruch auf Arbeitsentgelt bestehen
wirde.

3.2 Beendigung des Arbeitsverhaltnisses

(1) Die Beendigung des Arbeitsverhaltnisses durch Kindigung oder
Auflésungsvertrag hat nach § 623 BGB schriftlich zu erfolgen. Das
gilt ebenso fur die Befristung eines Arbeitsverhaltnisses. Wird die
Schriftform nicht eingehalten, ist die Kiindigung, der Auflésungsver-
trag oder die Befristung nach § 125 BGB nichtig.

(2) Das Insolvenzereignis hat keinen Einfluss auf den Fortbestand
des Arbeitsverhaltnisses. Es ist kein wichtiger Grund i. S. des § 626
BGB. Ein wichtiger Grund liegt u.a. vor, wenn die Hauptpflichten aus
dem Arbeitsverhaltnis dauerhaft nicht erfullt werden. Dies kann z.B.
bei wiederholtem Zahlungsverzug des Arbeitgebers sein.

(3) Hat die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer im Falle der ,Auf-
I6sung” des Arbeitsverhaltnisses ohne Einhaltung der Form nach §
623 BGB die Arbeitsleistung nicht angeboten und besteht deswegen
auch kein Anspruch auf Arbeitsentgelt fir die Zeit nach der unwirk-
samen Beendigung des Arbeitsverhdltnisses, sind die Grundsétze
der RN 165.33 anwendbar.

(4) Das Arbeitsverhaltnis ist nicht beendet, wenn die Arbeithehmerin
oder der Arbeitnehmer innerhalb einer Frist von drei Wochen nach
Zugang der Kindigung gegen diese Klage erhoben hat (88 4 und 7
KSchG).

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018

Bundesagentur
fiir Arbeit

Betriebsliibernahme
(165.32)

Ruhendes Arbeitsver-
haltnis
(165.33)

Schriftformerfordernis
der Beendigung
(165.34)

Insolvenz kein wichtiger
Grund
(165.35)

Unwirksame Beendigung
(165.36)

Arbeitsrechtsstreite
(165.37)
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Bundesagentur

fiir Arbeit
Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend
Die Entscheidung daruber, ob Kundigungsschutzklage erhoben
werden soll, trifft ausschlie3lich die Antragstellerin oder der Antrag-
steller. Das gilt gleichermaf3en fur die gerichtliche Verfolgung von
Arbeitsentgeltanspriichen. Allerdings gehen mit der Beantragung
des Insg die Anspriiche auf Arbeitsentgelt auf die BA Uber, was in-
soweit den Verlust der Aktivlegitimation zur Verfolgung der Entgel-
tanspriche zur Folge hat. Die Auswirkung der Erhebung einer Kin-
digungsschutzklage auf den Insg-Anspruch sind dem Antragsteller
auf Wunsch darzulegen.
Nach 8 240 ZPO wird ein Rechtsstreit im Falle der Insolvenzeroff-
nung oder der Bestellung eines starken vorlaufigen Insolvenzver-
walters unterbrochen. Die Unterbrechung wirkt bis zur Aufhebung
des Insolvenzverfahrens oder Wiederaufnahme des Rechtsstreites.
Solange ein Kindigungsrechtsstreit nicht erledigt ist, kann das Ende
des Arbeitsverhaltnisses nicht festgestellt werden.
3.3 Bestimmung des regelmalligen Insolvenzgeld-
Zeitraumes
(1) Bestand das Arbeitsverhéltnis bei Eintritt des Insolvenzereignis- Ende Arbeitsverhaltnis
ses noch und liegt kein Fall des 8§ 165 Abs. 3 SGB Il vor, endet der nach Insolvenztag
Insg-Zeitraum am Tag vor dem Insolvenzereignis. (165.38)
(2) In Fallen, in denen das Arbeitsverhaltnis vor dem Insolvenzer- Ende Arbeitsverhaltnis
eignis endete, umfasst der Insg-Zeitraum die letzten drei Monate vor Insolvenztag
des Arbeitsverhaltnisses. Der letzte Tag des Arbeitsverhaltnisses ist (165.39)
der letzte Tag des Insg-Zeitraumes.
Beispiele fur den regelmalligen Insg-Zeitraum:
Insolvenztag Ende  Arbeits- | Beginn Insg- | Ende Insg-
verhaltnis Zeitraum Zeitraum
11.05. 30.06. 11.02. 10.05.
29.05. 30.06. 01.03. 28.05.
31.05. 30.06. 01.03. 30.05.
29.05. (Schalt- | 30.06. 29.02. 28.05.
jahr)
01.06. 31.05. 01.03. 31.05.
15.05. 30.04. 01.02. 30.04.
20.05. 15.05. 16.02. 15.05.
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Bundesagentur
fiir Arbeit

Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend

3.4 Bestimmung des
Sonderfallen

(1) Nach § 165 Abs. 3 SGB Il tritt fur die Bestimmung des Insg-
Zeitraumes der Tag der Kenntnisnahme an die Stelle des Insolven-
zereignisses, wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer in
Unkenntnis des Insolvenzereignisses die Arbeit aufgenommen oder
weitergearbeitet hat. Dies setzt die tatsachliche Erbringung einer
Arbeitsleistung oder Ersatztatbestande, wie Krankheit, Urlaub, be-
zahlte Freistellung oder Feiertage, voraus.

Insolvenzgeld-Zeitraumes in

Arbeitsleistung in Un-
kenntnis des Insolvenze-
reignisses

(165.40)

Positive Kenntnis des In-
solvenzereignisses
(165.41)

(2) Der Insg-Zeitraum endet erst durch positive Kenntnis des In-
solvenzereignisses. Hierbei ist es unerheblich, ob der Arbeitnehme-
rin oder dem Arbeitnehmer die Zahlungsunféhigkeit mangels eige-
ner Nachforschungen unbekannt geblieben ist oder ob sie oder er
von dem Arbeitgeber getauscht wurde. Unkenntnis liegt auch dann
vor, wenn der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer bekannt wird,
dass das Insolvenzgericht Gber den Insolvenzantrag entschieden
hat, ihr oder ihm jedoch die Art der Entscheidung unbekannt ist.

Unkenntnis des Eroff-
nungsbeschlusses
(165.42)

(3) Der Eroéffnungsbeschluss wird nach § 30 InsO 6ffentlich bekannt
gemacht. In diesem Fall kommt es darauf an, dass die Arbeitneh-
merin oder der Arbeitnehmer die Unkenntnis davon nicht verschul-
det hat. Hiervon ist z.B. auszugehen, wenn sich eine Arbeitnehme-
rin oder ein Arbeithehmer im Zeitpunkt der Eréffnung des Insolvenz-
verfahrens im Urlaub befindet und erst nach der Rickkehr vom In-
solvenzereignis Kenntnis erlangt. Eine Abeitsaufnahme in Unkennt-
nis der Insolvenzerdffnung ist nach der Freigabe der selbststandi-
gen Tatigkeit aus der Insolvenzmasse nach 8§ 35 Abs. 2 InsO még-
lich. Fur diese Einzelfallentscheidung ist der Geschehensablauf von
der Arbeitsaufnahme uber die Zeit des Arbeitsverhaltnisses bis zur
tatséchlichen Kenntnisnahme von der Insolvenzeréffnung durch An-
horung zu ermitteln. Fir die Bewertung des Verschuldens der Un-
kenntnis gilt: Der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer ist es
nicht zuzumuten, vor der Arbeitsaufnahme eine Sichtung der Insol-
venzbekanntmachungen vorzunehmen.

Beispiele zur Arbeitsaufnahme/Weiterarbeit in Unkenntnis des In-
solvenzereignisses. Das Arbeitsverhaltnis ist jeweils nicht beendet.

Insolvenztag | Arbeitsleistung | Positive Kenntnis | Beginn Ende
bis vom Insolvenz- | Insg- Insg-
ereignis Zeitraum | Zeitraum
01.06. 15.06. 15.06. 15.03. 14.06.
01.06. 20.06. 10.06. 10.03. 09.06.
20.06. 30.06. 01.07. 01.04. 30.06.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018

Seite 14 von 26


https://www.gesetze-im-internet.de/inso/__30.html

Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend

4. Uber Insolvenzgeld ersetzbare Anspriiche auf Ar-
beitsentgelt

4.1 Bezlige aus dem Arbeitsverhéltnis

(1) Zum Arbeitsentgelt zahlen alle Geld- und Naturalleistungen, die
die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer aus dem Arbeitsverhalt-
nis als Gegenwert fur die von ihr oder ihm geleistete Arbeit bean-
spruchen kann. Dies beinhaltet auch den Ersatz der bei Erbringung
der Arbeitsleistung entstandenen Auslagen. Dies schliel3t die pau-
schale Abgeltung derartiger Auslagen ein. Leistungen, auf die die
Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer in Féllen nicht geleisteter Ar-
beit (z.B. bei Urlaub, Krankheit, Freistellung) Anspruch hat, kénnen
Arbeitsentgelt in diesem Sinne sein. Dies gilt unabh&ngig davon, ob
diese Entgeltbestandteile beitragspflichtig sind oder nicht.

(2) Bezuge aus dem Arbeitsverhaltnis liegen nur vor, wenn sich der
ihnen zugrunde liegende Rechtsanspruch aus dem Inhalt des Ar-
beitsvertrages, den diesem zugrunde liegenden Betriebsvereinba-
rungen und Tarifvertragen, aufgrund arbeitsrechtlicher gesetzlicher
Bestimmungen oder des faktischen Arbeitsverhaltnisses ergibt.

(3) Das Gesetz zur Regelung eines allgemeinen Mindestlohns sieht
fur jede Arbeitnehmerin und jeden Arbeithehmer einen Anspruch auf
Zahlung eines Arbeitsentgelts mindestens in Hohe des geltenden
Mindestlohns vor. Es besteht Anspruch auf Insg in Hohe des ge-
setzlichen Mindestlohns unabhangig davon, ob dieser vor Eintritt
der Zahlungsunfahigkeit tatsachlich gezahlt wurde. Im Anwen-
dungsbereich eines (allgemeinverbindlichen) Tarifvertrages besteht
auch dann Anspruch auf Insg in HOhe der tariflichen Vergitung,
wenn dieser wahrend der Laufzeit des Arbeitsverhéltnisses niemals
zur Anwendung gekommen ist.

(4) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer kdnnen einen Beitrag zur
Sanierung des Unternehmens durch

I einen Verzicht auf Entgeltanspriiche oder
I eine Verminderung der Arbeitszeit

leisten. Soweit fur den Fall der Insolvenz ein Wiederaufleben der
von dem Verzicht erfassten Entgeltanspriche vereinbart ist, kann
Insg gezahlt werden, wenn diese Vereinbarung weder sittenwidrig
noch insolvenzrechtlich anfechtbar ist. Dies ist dann der Fall, soweit
die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer verpflichtet war im Um-
fang der ungekirzten Arbeitszeit zu arbeiten. Auch die Kindigung
einer Lohnverzichtsvereinbarung wegen drohender Insolvenz ist
nicht sittenwidrig. Es kommt also analog zu RN 165.6 auf das Er-
bringen und Annehmen der Arbeitsleistung an.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018

Bundesagentur
fiir Arbeit

Arbeitsentgelt
(165.43)

Arbeitsrechtliche Grund-
lage
(165.44)

Mindestlohn
(165.45)

Sanierungsbeitrage
(165.46)
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Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend

(5) Soweit Anspriiche auf Arbeitsentgelt im Zeitpunkt der Antragstel-
lung bereits

I verjahrt oder
I wegen des Ablaufs arbeits- oder tarifvertraglicher Aus-
schlussfristen verfallen sind

kénnen Sie keinen Anspruch auf Insg begriinden. Liegt ein Insol-
venzereignis vor, kann nach Rechtsprechung des BAG ein An-
spruchsverlust aufgrund tariflicher Ausschlussklauseln nicht mehr
eintreten, weil die Zielsetzung der tariflichen Ausschlussfrist nach
Eintritt des Insolvenzereignisses nicht mehr erreichbar ist.

(6) Gerat der Arbeitgeber mit der Annahme der angebotenen Ar-
beitsleistung in Verzug, kann die Arbeitnehmerin oder der Arbeit-
nehmer nach § 615 BGB gleichwohl einen Anspruch auf Arbeitsent-
gelt haben. Anspriiche auf Annahmeverzugslohn kénnen z.B. bei
einer unwirksamen Beendigung des Arbeitsverhaltnisses durch
Missachtung der Schriftform oder einer einseitigen Freistellung
durch den Arbeitgeber in Betracht kommen. Wurde flr Zeiten, in
denen das Arbeitsgericht den Fortbestand des Arbeitsverhaltnisses
festgestellt hat, die Arbeitsleistung durch die Arbeitnehmerin oder
den Arbeitnehmer nicht angeboten, befand sich der Arbeitgeber
nicht im Annahmeverzug. Auch wenn fir diese Zeiten kein Entgel-
tanspruch bestand, kdénnen sie dennoch Bestandteil des Insg-
Zeitraumes sein, da in dieser Zeit das Arbeitsverhéltnis fortbestand.
Zeiten eines Urlaubs, eines Freizeitausgleichs oder einer
vereinbarten Freistellung mit Entgeltanspruch begrinden keinen
Anspruch auf Annahmeverzugslohn, sondern auf (Urlaubs-)Entgelt.

(7) Kann die Arbeitnehmerin oder der Arbeithehmer neben dem Ar-
beitgeber Dritte wegen der Arbeitsentgeltforderungen in Anspruch
nehmen, besteht trotzdem ein Anspruch auf Insg. Beispiele sind

I die gesamtschuldnerische Haftung von Arbeitgeber und Be-
triebstibernehmer fiir vor dem Betriebsiibergang entstande-
ne Entgeltanspriche oder

I trotz vom Arbeitgeber vereinnahmter Erstattung in einem Ur-
laubskassenverfahren nicht erfillte Urlaubsentgeltanspri-
che.

(8) Soweit Anspriche auf Arbeitsentgelt insolvenzgesichert sind,
d.h. aus einer Insolvenzsicherung Entgelt erzielt werden kann, be-
steht kein Anspruch auf Insg. Der Anspruchsausschluss setzt vo-
raus, dass spatestens im Zeitpunkt des Eintritts des Insolvenzereig-
nisses das gesicherte Arbeitsentgelt dem Vermdgen der Arbeitneh-
merin oder des Arbeitnehmers zuzuordnen ist. Dies ist zum Beispiel
bei folgenden Modellen der Fall:

I Bankburgschaften,

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018

Bundesagentur
fiir Arbeit

Verjahrte und verfallene
Anspriche
(165.47)

Annahmeverzug
(165.48)

Haftung Dritter
(165.49)

Insolvenzgesicherte An-
spriche
(165.50)

Seite 16 von 26


https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__615.html

Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend

4.2

Absicherung im Wege dinglicher Sicherheiten (z.B. Verpfan-
dung von Wertpapieren, insbesondere Fonds) zu Gunsten
der Arbeitnehmer,

bestimmte Versicherungsmodelle der Versicherungswirt-
schaft oder

das Modell der doppelseitigen Treuhand.

Arbeitsentgeltanspriiche im Einzelnen

(1) Zum Arbeitsentgelt im Sinne der Insg-Vorschriften zéhlen z.B.

grundsatzlich

Arbeitgeberzuschisse zur freiwilligen oder privaten Kranken-
und Pflegeversicherung sowie zu berufsstandischen Versor-
gungseinrichtungen (z.B. fir Architekten, Arzte, Apotheker,
Rechtsanwalte)

Aufstockungsbetrage bei Altersteilzeit

Auslose

Entgeltfortzahlung im Krankheitsfalle

Ersatz von Auslagen

Fahrgeldentschadigungen fur Fahrten von der Wohnung zur
Arbeitsstelle

Gefahren-, Wege- und Schmutzzulagen

Gewinnanteile (Tantiemen)

Jahressonderleistungen

Jubilaumszuwendungen

Kleidergelder

Kostgelder

laufende oder unregelméRige Lohn- oder Gehaltsbestandtei-
le (z.B. Zeit- oder Akkordlohn, Gehalt, Lohn fur Uberstunden,
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit)

Lohnausgleich im Baugewerbe

Mankogelder

Provisionen

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018

Bundesagentur
fiir Arbeit

Entgeltbestandteile
(165.51)
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Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend

I Reisekosten (einschlieBlich Kilometergelder fur die Benut-
zung des eigenen Pkw fir Geschéaftsfahrten)
Sachbeziige
Urlaubsentgelte und zusatzliche Urlaubsgelder
vermégenswirksame Leistungen

Werkzeuggelder

Zuschisse zum Krankengeld oder zum Mutterschaftsgeld

(2) Zu den insg-fahigen Ansprichen auf Arbeitsentgelt gehéren
auch die gegenuber einem Arbeitgeber bestehenden Schadenser-
satzanspriche, die sich darauf stliitzen, dass er versaumt hat, recht-
zeitig eine Anzeige Uber den Arbeitsausfall zu erstatten oder einen
fristwahrenden Antrag auf Kurzarbeitergeld oder erganzende Leis-
tungen zu stellen, soweit diese Leistungen fir den Insg-Zeitraum zu
beanspruchen gewesen waren.

(3) Nebenforderungen, wie z.B.

I Verzugszinsen
I Kosten der Beantragung des Insolvenzverfahrens
I Gerichts- und Anwaltskosten

sind nicht als Arbeitsentgelt anzusehen, weil die Sicherung durch
das Insg auf Bezlige beschrankt ist, die einen Gegenwert fir die Ar-
beitsleistung darstellen.

(4) Vereinbarungen, deren wesentlicher Zweck es ist, der Arbeit-
nehmerin oder dem Arbeithehmer einen zusétzlichen Anspruch auf
Insg ohne Gegenleistung zu verschaffen, sind sittenwidrig. Ob eine
sittenwidrige Belastung der Umlagezahler vorliegt, ist auch bei Ver-
einbarungen zum Arbeitsentgelt nach den Kriterien der RN 165.6
und 165.7 zu beurteilen.

4.3 Betriebliche Altersvorsorge

(1) Im Falle einer Entgeltumwandlung nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 Be-
trAVG vereinbaren Arbeitgeber und Arbeitnehmer, dass kinftig an
die Stelle eines Teils des Entgeltanspruchs eine Versorgungszusa-
ge des Arbeitgebers tritt. Dadurch wird der Arbeitsentgeltanspruch
entsprechend gemindert.

Interne Durchfihrungswege bedirfen keines gesonderten Schutzes,
weil hier der Pensionssicherungsverein aG eintritt. Der Gesetzgeber
hat deshalb nur arbeitnehmerfinanzierte betriebliche Altersvorsorge
mit externem Durchfiihrungsweg in die Insg-Regelung einbezogen.
In diesen Féllen gilt bei Nichtzahlung durch den Arbeitgeber die

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018

Bundesagentur
fiir Arbeit

Entgangene Kug-
Leistungen
(165.52)

Nebenforderungen
(165.53)

Sittenwidrige Vereinba-
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Entgeltumwandlung
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Gultig ab: 20.12.2018

Gultigkeit bis: fortlaufend

Entgeltumwandlung als nicht vereinbart. Die Beitragszahlung obliegt
trotz Einbeziehung der Arbeithehmerin oder dem Arbeitnehmer.

(2) Vom Arbeitgeber finanzierte Beitrage zur betrieblichen Altersvor-
sorge, die dieser zusatzlich zu dem ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn erbringen muss, sind nicht insg-fahig. Diese Anspriche sind
zwar durch das Arbeitsverhdltnis veranlasst, aber diesem nicht un-
mittelbar zuzurechnen. Der Arbeitgeber leistet diese zusatzlich und
damit aul3erhalb des Arbeitsverhaltnisses.

Vom Arbeitgeber zugesagte Leistungen aus einer betrieblichen Al-
tersversorgung (interne Durchfihrungswege) sind — unabhangig von
ihrer Finanzierung — nicht insg-fahig.

Eine Ubersicht tiber die Durchfilhrungswege ist angefiigt.

I arbeitgeberfinanziert
| (zusétzliche
| Leistung)

v

[ nicht Insg-fahig l

| » Direktzusage
| *Unterstitzungskasse

| (interner Versorgungsweg)

betriebliche

“ | Altersvorsorge arbeitnehmerfinanziert

(Entgeltumwandlung /
.Gehaltsverzicht")

‘l.

-

| Prifung
" | Durchfuhrungsweg

A"/ ‘
* Direktversicherung

« Pensionsfonds

+ Pensionskasse

(externer Versorgungsweg)

v

|

|

|
v

| nicht Insg-fahig

(gesetzlich unverfallbare Anwartschaften
sind durch den Pensionssicherungs-

| verein aG gesichert)

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018

Insg-fahig

(soweit AG keine Beitrdge mehr an
den Versorgungstrager abgefihrt
hat)

Bundesagentur
fiir Arbeit

Reine Arbeitgeberfinan-
zierung
(165.56)
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Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend

4.4 Unwirksamkeit des Leiharbeitsverhéltnisses

(1) Werden bei der Bearbeitung des Insg-Antrages Hinweise auf ei-
nen der Tatbestande des § 9 Abs. 1 AUG bekannt, ist das zustandi-
ge ANU-Sachbearbeitungs-Team einzubinden. Der Eintritt eines
dieser Tatbestdnde hat die Unwirksamkeit des Leiharbeitsverhalt-
nisses zur Folge. In diesen Fallen gilt ein Arbeitsverhaltnis zwischen
dem Entleiher und der Leiharbeitnehmerin oder dem Leiharbeit-
nehmer als zustande gekommen.

Das sogenannte fingierte Arbeitsverhaltnis im Sinne von § 10 Abs. 1
Satz 1 AUG fiihrt zu einem Arbeitsentgeltanspruch gegen den Ent-
leiher. AuRerdem hat die Arbeitnehmerin oder der Arbeithnehmer
nach § 10 Abs. 2 AUG einen Schadensersatzanspruch gegen den
Verleiher. Beide begrinden bei einer Insolvenz des Ver- oder Ent-
leihers einen Anspruch auf Insg.

(2) Der Arbeitsentgeltanspruch gegen den Entleiher und der Scha-
densersatzanspruch gegen den Verleiher stehen gleichrangig ne-
beneinander. Die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer kann nicht
verpflichtet werden vorrangig einen Anspruchsgegner in Anspruch
zu nehmen.

4.5 Insolvenzgeldanspruch von Erben

(1) Bei Tod der Arbeitnehmerin oder des Arbeithehmers vor Stellung
eines eigenen Insg-Antrages kénnen die rickstandigen Entgeltan-
spruche durch die Erben geltend gemacht werden. Hierbei kann es
sich nur um Anspriche handeln, die der Arbeitnehmerin oder dem
Arbeitnehmer schon zu Lebzeiten zustanden. Arbeitsrechtliche An-
spruche, die erst mit dem Tod der Arbeithehmerin/des Arbeitneh-
mers entstehen und einem Zeitraum nach Beendigung des Arbeits-
verhaltnisses zuzuordnen sind, begriinden keinen Anspruch auf
Insg. Dies kénnen z.B. Entgeltfortzahlung bei Tod oder Sterbegeld
sein.

Ist die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer nach der Antragstel-
lung und nach dem Insolvenzereignis gestorben, wird der fallige
Insg-Anspruch gemaR § 58 SGB | nach den Vorschriften des BGB
vererbt. Die Vorschrift findet entsprechende Anwendung, wenn die
Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer nach der Antragstellung,
aber vor dem Insolvenzereignis stirbt.

(2) Der Nachweis der Erbberechtigung ist grundsatzlich durch Vor-
lage des Erbscheines zu fuhren. Dies gilt auch, wenn ein Testament
vorhanden ist. Gibt es keinen Erbschein und soll dieser — z.B. we-
gen Geringfligigkeit des Nachlasses — auch nicht beantragt werden,
hat die Antragstellerin oder der Antragsteller die Angaben zu ma-
chen und die Urkunden zur Feststellung der erbrechtlichen Position
vorzulegen, die auch das Nachlassgericht bei der Erteilung des

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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Erbscheines zugrunde legt (v.a. Geburtsurkunde, Heiratsurkunde,
Stammbuch, Sterbeurkunde ggf. auch von Vorverstorbenen). Au-
Berdem hat die Antragstellerin oder der Antragsteller im Rahmen
einer wahrheitsgemafen Erklarung alle tbrigen Erbberechtigten zu
benennen bzw. zu erklaren, dass weitere Erben nicht vorhanden
sind und die Erteilung eines Erbscheines nicht beantragt wird. Dar-
Uber hinaus ist in diesem Fall eine schriftliche Bestétigung des oder
der Erbberechtigten tber die Unterrichtung erforderlich, dass bei
spaterer Feststellung vorrangig Erbberechtigter der Bewilligungsbe-
scheid aufgehoben wird und das zu Unrecht gezahlte Insg zu erstat-
ten ist.

(3) Fur die Erben kann auch der Nachlasspfleger die tibergegange-
nen Arbeitsentgeltanspriiche im Rahmen des 8§ 165 Abs. 4 SGB Il
rechtswirksam geltend machen.

5. Zeitliche Zuordnung von Entgeltansprichen

(1) Anspriiche auf Arbeitsentgelt kdnnen nur dann einen Anspruch
auf Insg begrinden, wenn sie zeitlich dem Insg-Zeitraum zuzuord-
nen sind. Hierbei kommt es mafRgeblich darauf an, wann das Ar-
beitsentgelt erarbeitet worden ist. Ausschlaggebend sind insoweit
der arbeitsrechtliche Entstehungsgrund und die Zweckbestimmung
der Leistung. Auch ruckwirkende tarifliche Lohnerhéhungen sind zu
beachten, soweit Sie den Insg-Zeitraum betreffen. Dabei kommt es
nicht auf den Zeitpunkt des Abschlusses des Tarifvertrages an.

5.1 Besonderheiten bei laufendem Arbeitsentgelt

(1) Laufendes Arbeitsentgelt ist dadurch gekennzeichnet, dass hier-
durch die in einem Entgeltabrechnungszeitraum erbrachte Arbeits-
leistung bzw. Ersatztatbestande wie Urlaub, Entgeltfortzahlung, An-
nahmeverzug vergitet werden sollen.

(2) Fallen Leistungen nur teilweise in den Insg-Zeitraum, werden sie
anteilig bericksichtigt. Ist keine arbeits- oder tarifvertragliche Rege-
lung zur Teillohnberechnung vorhanden, wird in Anlehnung an §
339 SGB lll der Kalendermonat generell mit 30 Tagen angesetzt.

(3) Arbeitszeitkonten werden z.B. im Rahmen von Gleitzeitregelun-
gen oder Schichtmodellen gefiihrt. Eingestellte Arbeitszeitguthaben
kénnen fur Arbeitszeitflexibilisierungen genutzt werden. Arbeitszeit-
guthaben, die vor dem Insg-Zeitraum erarbeitet wurden, begriinden
grundséatzlich keinen Anspruch auf Insg. Soweit diese im Insg-
Zeitraum im Rahmen eines Freizeitausgleichs genutzt werden, be-
steht jedoch ein Anspruch auf Insg.

(4) Bei einem verstetigten Monatslohn wird das Entgelt monatlich in
gleichbleibender H6he gezahlt. Dabei ist die Zahl der zu leistenden
Arbeitsstunden je Monat zwar festgelegt, die Entgelthhe aber

BA Zentrale, GR 22
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unabhangig von der Zahl der erbrachten Arbeitsstunden. Verstetigte
Monatsléhne konnen arbeits- oder tarifvertraglich und in einer
Betriebsvereinbarung geregelt werden. Ein Beispiel sind die
Regelungen des BRTV-Bau uber den Monatslohn und die Fiihrung
eines Ausgleichskontos.

Ein verstetigtes Arbeitsentgelt liegt ebenfalls bei flexiblen
Arbeitszeitregelungen nach § 7 Abs. la SGB IV oder bei
Altersteilzeit im Blockmodell vor. Hier werden geleistete
Arbeitszeiten oder erzielte Arbeitsentgelte fir eine spatere
Freistellung von der Arbeit verwendet. Das Arbeitsentgelt wird hier
Uber den gesamten Zeitraum anhand einer gleichbleibenden
(Stunden-)Basis ermittelt. Dieses Arbeitsentgelt ist sowohl fur die
Arbeits- als auch die Freistellungsphase mafgeblich.

(5) Fiir den Insg-Zeitraum angeordnete Mehrarbeit/Uberstunden, die
nicht bereits durch das (verstetigte) Arbeitsentgelt abgegolten wur-
den, sind als laufendes Arbeitsentgelt insg-fahig. Die Uberstunden
sind in dem Entgeltabrechnungszeitraum anzusetzen, in dem sie
erarbeitet wurden. Es gibt Vereinbarungen zur Arbeitszeit, die eine
Vergiitung von Uberstunden in Geld ausschlieBen. Der Ausgleich ist
ausschlieB3lich durch Freistellung von der Arbeitsleistung (Freizeit-
ausgleich) vorgesehen. Diese Uberstunden kénnen unter den nach-
folgend genannten Voraussetzungen uber Insg ersetzt werden.

Auflésung von Arbeitszeitkonten:

Manche  Vereinbarungen sehen  bei  Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses oder zum Ende eines Ausgleichszeitraumes
die Abgeltung von Uberstunden vor, bei denen aus dienstlichen
Grinden ein Freizeitausgleich nicht erfolgen konnte. Fir die
Gewahrung von Insg kann fiktiv davon ausgegangen werden, dass
diese Bedingung zum Ende des Insg-Zeitraumes eingetreten ist.
Das Erarbeitungsprinzip bleibt davon unberuhrt.

Anderungsvereinbarungen:

Soweit die Vereinbarung zur Arbeitszeit geandert wird und nun auch
die Vergitung von Uberstunden vorsieht, kann es sich um eine
zulassige  Vertragsanderung handeln. Sie ist  weder
rechtsmissbrauchlich noch sittenwidrig soweit sie den Mal3stédben
der RN 165.6, 165.46 und 165.54 standhalt.

5.2 Sonderzuwendungen
(1) Sonderzuwendungen sind beispielsweise:
I Weihnachtsgeld

I 13. Monatsgehalt
I Jubilaumspramie

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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I Zielerreichungspramien
I Bonuszahlungen

Fur die Zuordnung kommt es darauf an, ob ein Anspruch auf diesen
Vergutungsbestandteil im Insg-Zeitraum entstanden ist. Des Weite-
ren ist zu prufen, ob aufgrund der vertraglichen Vereinbarung bei
unterjahrigen Ausscheiden ein anteiliger Anspruch auf die Sonder-
zuwendung besteht.

(2) Sieht die arbeitsrechtliche Regelung einen Anspruch auf die
Sonderzuwendung nur vor, wenn sich die Arbeitnehmerin oder der
Arbeitnehmer zu einem bestimmten Stichtag in einem ungekindig-
ten Arbeitsverhaltnis befindet, besteht bei rechtswirksamer Kindi-
gung vor diesem Zeitpunkt kein Anspruch auf diese Leistung. Dies
gilt unabhangig davon, ob die Sonderzuwendung als Stichtagsleis-
tung (RN 165.71) oder anteilig (RN 165.73) zu berticksichtigen ist.

(3) Ist der einzige Beweggrund fur den Abschluss der Vereinbarung
Uber die Veranderung des Anspruchs auf eine Sonderzuwendung,
sie zu Lasten der Insg-Versicherung zu sichern, ist dies unzulassig.
Ein solcher Vertrag liegt vor, wenn im Zeitpunkt des Abschlusses
der Vereinbarung feststeht, dass der Arbeitgeber zum Falligkeits-
zeitpunkt keine Zahlungen wird leisten konnen und dies der Arbeit-
nehmerin oder dem Arbeitnehmer bekannt war.

(4) Lasst sich eine anlass- oder zeitpunktbezogene Sonderzuwen-
dung nicht einzelnen Monaten zuordnen und ist der Anspruch im
Insg-Zeitraum entstanden, ist sie in voller HOhe zu bericksichtigen.

(5) Regelungen Uber den Auszahlungszeitpunkt einer Sonderzu-
wendung betreffen lediglich die Falligkeit der Leistung. Diese steht
i.d.R. in keinem unmittelbaren Zusammenhang mit der Entstehung
des Anspruchs auf die Sonderzahlung.

(6) Sonderzuwendungen, die aufgrund der maf3gebenden Regelung
fur den Fall des vorzeitigen Ausscheidens aus dem Arbeitsverhalt-
nis anteilig beansprucht werden kénnen, sind als zuséatzliche Vergu-
tung fur die erbrachte Arbeitsleistung anzusehen. Sie sind deshalb
mit einem Anteil von maximal 3/12 der Sonderzuwendung beim Insg
zu bericksichtigen. Dies gilt auch fir Sonderzuwendungen ohne
Regelungen zur Auszahlung bei vorzeitigem Ausscheiden, soweit
diese nicht einer Stichtagsregelung unterliegen.

(7) Die Erfullung individueller Ziele wird durch die Insolvenz der Ar-
beitgeberin oder des Arbeitgebers nicht ausgeschlossen. Das gilt
selbst in den Fallen, in denen die Arbeitgeberin oder der Arbeitge-
ber verpflichtet war, eine Zielvereinbarung zu schlieRen und dies
unterlassen hat. Unternehmerische Ziele sind in der Insolvenz der
Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers in der Regel nicht erreichbar.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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(8) Zusammenfassende Darstellung zur Berucksichtung von Son-
derzahlungen:

Bundesagentur
fiir Arbeit

Prifschema Sonderzah-
lungen
(165.75)

Sonderzuwendung mit einer
arbeitsrechtlichen Regelung (Tarnfvertrag
Betriebsverainbarung, Arbeitsvertrag)

Anspruchsvoraussetzungen

Sonderzuwendung mit einer arbeitsrechtlichen
Regelung, jedoch ohne weitere Festiegung der

und weiteren Anspruchsvoraussetzungen

RN

arbeitsrechtliche Regelung sieht keine arbeitsrechtliche Regelung sieht eine
anteilige Zahlung im Falle der vorzeitigen anteilige Zahlung im Falle der vorzeitigen
Beendigung des Arbeitsverhaltinisses vor Beendigung des Arbeitsverhaltnisses vor

Y k4 \ 4

wenn die wesentlichen Anspruchsvoraussatzungen,

Volle Bertcksichtigung der Sonderzuwendung beim Insg, ‘ [ Hachstens 3112 der gesamiten Jahresleistiung

insbesondere der Stichtag, im Insg-Zeitraum liegen

5.3 Beriicksichtigung von Provisionsansprichen

(1) Um entscheiden zu kdnnen, ob und in welchem Umfang Provisi-
onsanspriche dem Insg-Zeitraum zuzuordnen sind, ist es erforder-
lich, die maf3geblichen einzelvertraglichen Vereinbarungen einzuse-
hen.

(2) Eine wesentliche Besonderheit von Provisionsanspriichen be-
steht in deren Erfolgsabhangigkeit. Dementsprechend kommt es fir
die Zuordnung zum Insg-Zeitraum nicht auf den Gesichtspunkt des
,Erarbeitens”, sondern vielmehr — soweit im Einzelfall nichts ande-
res vereinbart ist — auf den Zeitpunkt des bindenden Vertragsab-
schlusses an. Fallt dieser in den Insg-Zeitraum, ist der Provisions-
anspruch unter der aufschiebenden Bedingung der spateren Aus-
fihrung des Geschafts oder der betreffenden einzelvertraglichen
Sondervereinbarung entstanden, vgl. 88 87 Abs. 1, 87a Abs. 1
HGB.

Um einen Insg-Anspruch zu begriinden, muss ein unbedingter An-
spruch vorliegen. Dies ist in der Regel davon abhéngig, dass der
Unternehmer das Geschaft ausgefihrt hat. Der Provisionsanspruch
entsteht als unbedingter Anspruch in der Regel spatestens mit der
Bezahlung durch den Dritten.

(3) Unterbleibt wegen der Insolvenz der Arbeitgeberin oder des Ar-
beitgebers die Ausfilhrung des Geschéfts oder wird die einzelver-
tragliche Bedingung nicht erflillt, hat dies auf den im Insg-Zeitraum
entstandenen Anspruch auf Provision keinen Einfluss. Die aufschie-
bende Bedingung gilt als eingetreten.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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6. Ubersicht Gesellschaftsformen
Rechtsform Organe Haftung Vertretung
Nur die natirliche | Keine Haftungsbe- | Entfallt
Einzelunter- Person selbst schrankung, die Person
haftet selbst (auch mit
nehmen . N
dem Privatvermdgen)
unbegrenzt
Gesellschatfter, Alle Gesellschafter haf- | Grundsatzlich durch alle
ten fur die Verbindlich- | Gesellschafter gemein-
optional: Ge- | keiten der Gesellschaft | schaftlich (sog. Gesamt-
schaftsflhrerin gemeinschaftlich, auch | vertretung), aber in der
oder Geschafts- | mit ihrem Privatvermo- | Praxis oft Vertretungsbe-
fuhrer gen fugnis fur eine Person
GbR Besonderheit:
BGH Urteil v. 29.01.2001
— 1l ZR 331/00
Gesellschafter- Grundsatzlich ist die Haf- | Geschaftsfihrung vertritt
versammlung, tung auf das Gesell- | Gesellschaft nach aul3en
GmbH und Geschaéftsfuhrerin | schaftsvermdgen be-
oder Geschafts- | schrankt; Haftung mit
UG ; ) -
fuhrer dem Privatvermdgen nur
bei deliktischen Hand-
lungen
Vorstand, Auf- | Grundsatzlich ist die Haf- | Vorstand
sichtsrat, Haupt- | tung auf das Gesell-
Aktiengesell- versammlung schaftsvermégen be-
9 schrankt; Haftung mit
schaft (AG) d : -
em Privatvermdgen nur
bei deliktischen Hand-
lungen
Verein (e.V.) Vorstand, Haupt- | Haftung ist auf Vereins- | Vorstand, ggf. besonderer
"7 | versammlung vermdgen beschrankt Vertreter (§ 30 BGB)
Director, Share- | Analog GmbH Director
Limited holder  (Gesell-
schafter)

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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Rechtsform Organe Haftung Vertretung

Kommandit- | Komplementére,
gesellschaft | Kommanditisten
(KG)

Der Komplementéar haftet
voll, auch mit dem Pri-
vatvermdgen. Die Kom-
manditisten haften nur in
Ho6he ihrer Einlage.

Bei einer GmbH & Co.
KG ist Komplementéar ei-
ne GmbH. Haftung siehe
unter GmbH.

Komplementére

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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Gesetzestext

§ 166 SGB Il
Anspruchsausschluss

(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben keinen Anspruch auf Insolvenzgeld fir Anspri-
che auf Arbeitsentgelt, die 1. sie wegen der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses oder fir die
Zeit nach der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses haben,

2. sie durch eine nach der Insolvenzordnung angefochtene Rechtshandlung oder eine Rechts-
handlung, die im Fall der Er6ffnung des Insolvenzverfahrens anfechtbar wére, erworben haben
oder

3. die Insolvenzverwalterin oder der Insolvenzverwalter wegen eines Rechts zur Leistungsver-
weigerung nicht erfallt.

(2) Soweit Insolvenzgeld gezahlt worden ist, obwohl dies nach Absatz 1 ausgeschlossen ist, ist
es zu erstatten.



Bundesagentur
fiir Arbeit

Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend
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Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend

1. Ausgeschlossene Anspriche

(1) Anspriiche kénnen nur ersetzt werden, wenn sie arbeitsrechtlich
zustehen und dem Insg-Zeitraum zuzuordnen sind. Kein Anspruch
auf Insg besteht daher flir Anspriiche auf Arbeitsentgelt,

I die wegen der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses zu zah-
len sind.

I fir die Zeit nach der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses zu
zahlen sind.

I deren Rechtsgrundlage nach der Insolvenzordnung ange-
fochten wurde oder anfechtbar ist.

I deren Erfullung der Insolvenzverwalter verweigert (Leis-
tungsverweigerungsrecht).

(2) Anspriiche wegen der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses sind
insbesondere Abfindungen wegen des Verlusts des Arbeitsplatzes
und Urlaubsabgeltungen. Vereinbarungen Uber die Zahlung einer
Abfindung sind auch dahingehend zu prifen, ob mit ihnen auch er-
arbeitete Entgeltanspriiche abgegolten werden sollen. Mit der Ab-
findung abgegoltene Entgeltanspriche sind insg-fahig, wenn die
weiteren Voraussetzungen des § 165 SGB Il vorliegen.

(3) Anspriche fur die Zeit nach der Beendigung des Arbeitsverhalt-
nisses kénnen z.B. Karenzentschadigungen fir die Zeit eines nach-
vertraglichen Wettbewerbsverbots sein.

(4) Arbeitsentgeltanspriiche, die auf einer angefochtenen oder an-
fechtbaren Rechtshandlung beruhen, begriinden grundsatzlich kei-
nen Anspruch auf Insg. Anfechtbare Rechtshandlungen sind auch
relevant, wenn kein Insolvenzverfahren eroffnet wurde. Eine an-
fechtbare Rechtshandlung im Sinne des § 166 Abs. 1 Nr. 2 SGB Il
kann nur in einem Vertrag zwischen Schuldner und der Arbeitneh-
merin oder dem Arbeitnehmer bestehen, durch den Anspriiche auf
Arbeitsentgelt begriindet werden. Dies kann z.B. eine ,ungerechtfer-
tigte* Lohnerh6hung sein.

(5) Auch nachdem die Anfechtungsfrist abgelaufen ist, kann die In-
solvenzverwalterin oder der Insolvenzverwalter die Leistung aus ei-
ner anfechtbaren Rechtshandlung verweigern.

(6) Wenn Lohn- oder Gehaltszahlungen durch die Insolvenzverwal-
terin oder den Insolvenzverwalter wirksam angefochten wurden, lebt
der Anspruch auf Arbeitsentgelt wieder auf, wenn die Arbeitnehme-
rin oder den Arbeitnehmer den entsprechenden Betrag zuriickge-
zahlt hat. Diese Arbeitsentgeltanspriche sind unter den Vorausset-
zungen des § 165 SGB Il insg-fahig.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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Gesetzestext

8 167 SGB Il
Hbhe

(1) Insolvenzgeld wird in Hohe des Nettoarbeitsentgelts gezahlt, das sich ergibt, wenn das auf
die monatliche Beitragsbemessungsgrenze (8 341 Absatz 4) begrenzte Bruttoarbeitsentgelt um
die gesetzlichen Abzlige vermindert wird.

(2) Ist die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer

1. im Inland einkommensteuerpflichtig, ohne dass Steuern durch Abzug vom Arbeitsentgelt er-
hoben werden oder

2. im Inland nicht einkommensteuerpflichtig und unterliegt das Insolvenzgeld nach den fir sie
oder ihn maRRgebenden Vorschriften nicht der Steuer,

sind vom Arbeitsentgelt die Steuern abzuziehen, die bei einer Einkommensteuerpflicht im Inland
durch Abzug vom Arbeitsentgelt erhoben wirden.
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1. Ermittlung des ausggefallenen Nettoarbeitsentgelts

(1) MaRgebend ist die fir den jeweiligen Monat des Insg-Zeitraumes
geltende Beitragsbemessungsgrenze (BBG). Diese bezieht sich auf
das beitragspflichtige Bruttoarbeitsentgelt. Die monatliche BBG gilt
auch dann, wenn in einem Monat neben dem laufenden Arbeitsent-
gelt einmalig zu zahlendes Arbeitsentgelt zu bericksichtigen ist.
§ 23a Abs. 3 und 4 SGB 1V findet insoweit keine Anwendung. Ein-
malig zu zahlendes Arbeitsentgelt ist dem Entgeltabrechnungszeit-
raum zuzuordnen, in dem es zu zahlen gewesen wére. Bei der Re-
gelung des 8§ 167 Abs. 1 SGB Il handelt es sich allerdings um eine
Leistungsbemessungsgrenze (LBG). Die monatliche LBG gilt auch
dann, wenn Insg nur fUr einen Teilmonat beansprucht werden kann.

(2) Unter den Begriff Bruttoarbeitsentgelt fallen daher sowohl
steuer- und beitragspflichtige als auch steuer- und beitragsfreie
Entgeltbestandteile. Eine Rangfolge ist gesetzlich nicht geregelt,
sodass die Arbeithnehmerin/der Arbeithehmer bestimmen kann, wel-
che Leistungen vorrangig zu bertcksichtigen sind (Gunstigkeitsprin-
zZip). Es bestehen keine Bedenken, die fur die Arbeitnehmerin oder
den Arbeitnehmer giinstigste Berechnung von Amts wegen zu be-
ricksichtigen.

(3) Die in der gesetzlichen Hohe steuer- und beitragsfreien Bei-
tragszuschiisse des Arbeitgebers zur freiwilligen oder privaten
Kranken-, Pflege- oder Rentenversicherung der Arbeitnehmerin
oder des Arbeitnehmers (8 257 SGB V, § 172a SGB VI, § 61 SGB
XI) bleiben bei der Ermittlung des Bruttoarbeitsentgelts unbertck-
sichtigt; sie werden zusatzlich zum Arbeitsentgelt gewahrt und wer-
den von der LBG nicht berthrt.

(4) Die steuerlichen Abzuge sind die Lohnsteuer, ggfs, Kirchensteu-
er und der Solidaritatszuschlag. Diese Abziige werden anhand der
Steuerklasse und ggfs. Steuerfreibetrdgen (z.B. Kinderfreibetrage)
ermittelt. Die steuerlichen Abziige werden somit auf die gleiche Art
und Weise ermittelt, wie sie durch den Arbeitgeber zu ermitteln wa-
ren. Dazu ist ,Lexware Lohnauskunft® zu nutzen, soweit der An-
spruch von Amts wegen ermittelt wird.

(5) Unter die Regelung des § 167 Abs. 2 Nr. 1 SGB Il fallen insbe-
sondere Gesellschafterinnen oder Gesellschafter einer OHG, die
ausnahmsweise auch als Arbeitnehmerinnen oder Arbeithehmer der
OHG beschéftigt waren und deren Arbeitsentgelt nach § 15 Abs. 1
Nr. 2 EStG als Einkinfte aus Gewerbebetrieb versteuert wird.

Unter die Regelung des § 167 Abs. 2 Nr. 2 SGB lll fallen Grenzgan-
ger, die von der Steuerpflicht im Inland befreit sind und ihr Insg im
Ausland nicht versteuern missen. Die Vorschrift findet keine An-
wendung, wenn das im Ausland erzielte Arbeitseinkommen weder
im Inland noch im Ausland zu versteuern ist. Dabei ist es unerheb-
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lich, ob die Steuerfreiheit kraft Gesetzes oder aufgrund einer be-
sonderen Einzelregelung des Finanzamtes besteht.

(6) Auch die Winterbeschéftigungsumlage ist ein gesetzlicher Abzug
im Sinne des 8§ 167 Abs. 1 SGB IlI.

(7) Bei der Festsetzung der Beitrage zur Kranken- und Rentenversi-
cherung, zur sozialen Pflegeversicherung sowie der Beitrdge zur
Arbeitsforderung sind nur die Arbeitnehmeranteile zu bericksichti-
gen, sofern diese nicht vom Arbeitgeber zu tragen waren, vgl. 8 20
Abs. 3 Nr. 1 SGB IV. Zum Gesamtsozialversicherungsbeitrag geho6-
ren auch

I der Beitragszuschlag fur Kinderlose in der sozialen Pflege-
versicherung in Hohe von 0,25 Beitragssatzpunkten (8 55
Abs. 3 SGB XI) sowie

I der bei Bedarf als Prozentsatz der beitragspflichtigen Ein-
nahmen zu erhebende Zusatzbeitrag (kassenindividueller
Zusatzbeitrag, 8§ 242 Abs. 1 SGB V).

Auch diese von der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer allein
zu tragenden Beitragsanteile sind vom Bruttoarbeitsentgelt abzuset-
zen.

Beitrage der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers zur freiwilligen
oder privaten Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie der
Zuschuss des Arbeitgebers zum Kranken- bzw. Pflegeversiche-
rungsbeitrag bzw. der Zuschuss zu einer berufsstandischen Versor-
gungseinrichtung bleiben dagegen unbericksichtigt.

(8) Der umgewandelte Entgeltteil, der wegen der gesetzlichen Fikti-
on wie Arbeitsentgelt zu behandeln ist, wird fur die Berechnung des
Insg in das Bruttoarbeitsentgelt einbezogen. Da hierauf die steuer-
und beitragsrechtlichen Sonderregelungen zur Entgeltumwandlung
nicht anwendbar sind, ist der Auszahlungsbetrag etwas niedriger als
der umgewandelte Entgeltteil.

1.1 Abschlagszahlungen

(1) Abschlagszahlungen sind vorrangig auf vor dem Insg-Zeitraum
entstandene Anspriche der Arbeitnehmerin oder des Arbeitneh-
mers anzurechnen, wenn sie oder er noch Anspriche auf Arbeits-
entgelt sowohl fur Beschaftigungszeiten hat, die vor dem Insg-
Zeitraum liegen, als auch fur den Insg-Zeitraum selbst. Das Be-
stimmungsrecht des Arbeitgebers als Schuldner nach § 366 Abs. 1
BGB gilt fur die Ermittlung des ausgefallenen Nettoarbeitsentgeltan-
spruches nicht. Da der vor dem Insg-Zeitraum liegende Arbeitsent-
geltanspruch der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer die gerin-
gere Sicherheit bietet, ist zunachst dieser Anspruch als erfillt zu be-
trachten. Ubersteigt die Abschlagszahlung den Arbeitsentgeltan-
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spruch fir diese Zeit, ist davon auszugehen, dass mit dem uberstei-
genden Betrag Arbeitsentgeltanspriche im Insg-Zeitraum erfillt
wurden.

Fur die Bestimmung der offenen Arbeitsentgeltanspriiche vor dem
Insg-Zeitraum spielt die LBG keine Rolle. Daher sind diese fir die
Zuordnung von Abschlagszahlungen voll zu berlicksichtigen. Dies
gilt auch fur geldwerte Vorteile, wie z.B. bei Nutzung von Dienst-
fahrzeugen.

(2) Um feststellen zu koénnen, in welcher Hohe die Anspriiche der
Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers, die einen Anspruch auf
Insg begriinden, unerflllt geblieben sind, ist folgender Vergleich
vorzunehmen:

I Nettowert des unverminderten Arbeitsentgeltanspruchs (auf-
grund der tatséchlichen Lohnabrechnung) abziglich geleis-
teter Abschlagszahlungen

I Nettowert des fiktiven auf die LBG reduzierten Arbeitsentgel-
tanspruchs ohne Berlcksichtigung von Abschlagzahlungen

Erstattungsfahig ist der niedrigere Nettobetrag.

2. Leistungen, die nicht tUber Insolvenzgeld ersetzt
werden

(1) Arbeitsentgelt, das die Arbeithehmerin oder der Arbeitnehmer
wahrend des Insg-Zeitraumes aus einer neuen Beschaftigung erzielt
hat, vermindert gemal3 § 615 Satz 2 BGB den Anspruch auf Ar-
beitsentgelt gegen den insolventen Arbeitgeber bis zur Hohe des fir
den gleichen Zeitraum zugrunde liegenden Arbeitsentgeltanspruchs.
Dabei ist in beiden Féllen von dem um die gesetzlichen Abzlge
verminderten Arbeitsentgelt auszugehen. Der Umfang der Anrech-
nung bestimmt sich nach der maRgebenden Arbeitszeit. Anzurech-
nen ist daher nur der Verdienst, der durch die Nutzung der freige-
wordenen Arbeitskraft erzielt wurde. Sofern ein Ruhenstatbestand
nach RN 165.36 vorliegt, findet keine Anrechnung statt.

(2) Die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer hat keinen Anspruch
auf Insg, soweit der Arbeitsentgeltanspruch an Dritte abgetreten
oder auf Dritte kraft Gesetzes Ubergegangen ist. Zu den Abzwei-
gungen an Dritte gehdren

I die vor Stellung des Insg-Antrags auf einen Dritten tbertra-
genen Anspriiche auf Arbeitsentgelt.

I Pfandungen und Verpfandungen des Anspruchs auf Arbeits-
entgelt.

Die Abzweigungen sind auch dann zu bericksichtigen, wenn der
Dritte (noch) keinen Insg-Antrag gestellt hat.

BA Zentrale, GR 22
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Keine Abzweigung in diesem Sinne sind blof3e Weiterleitungen von
Betragen durch den Arbeitgeber, wie z.B. vermdgenswirksame Leis-
tungen oder Beitrage zu einer freiwilligen oder privaten Kranken-
und Pflegeversicherung.

3. Beispiele
Beispiel zu Rn. 167.1

Die monatliche LBG gilt auch dann, wenn Insg nur fir einen Teilmonat beansprucht
werden kann.

Berechnungsgrundlage: West, Stkl. 1/0, Kirchensteuer 9%

Insolvenzer6ffnung 16.01.2018
Tatséachlicher Bruttolohn 16.000,00 €
Anspruch fir den Teilmonat (15 Tage) 8.000,00 €
LBG 6.500,00 €

Ermittlung des Insg-Anspruchs fur die Zeit vom 01.01.2018 — 15.01.2018:

Berechnung (Teilmonat)

Brutto 6.500,00 €
AG-Zuschuss

KV/IPV 189,73 €
Steuern 2.478,75 €
SV (RV/AV) 351,00 €
Netto 3.670,25 €
Zzgl. AG-Zuschuss

KV/IPV 189,73 €
Insg-Anspruch 3.859,98 €

Der Bruttolohn in Hohe von 8.000,00 € ist unter Berlcksichtigung der vollen LBG zu
kurzen. Das steuerpflichtige Arbeitsentgelt betragt somit fir den Teilmonat 6.500,00 €
(LBG). SV-rechtlich werden nur 15 Tage berlcksichtigt (SV-Brutto = 3.250,00 €)

BA Zentrale, GR 22 Seite 6 von 11
Stand: 20.12.2018



Bundesagentur

fiir Arbeit
Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend
Beispiel zu Rn. 167.2
Berechnungsgrundlage: West, Stkl. 1/0, Kirchensteuer 9%
Insolvenzer6ffnung 01.02.2018
Tatsachlicher Bruttolohn 7.000,00 €
LBG 2018 6.500,00 €
Ermittlung des Insg-Anspruchs fiir den Monat Januar 2018
Berechnung 1 Berechnung 2
(ohne steuerfreie Betrage) (mit steuerfreien Betragen)
Brutto 6.500,00 € 5.500,00 €
AG-Zuschuss
KV/IPV 379,45 € 379,45 €
Steuerfreie
Reisekosten 1.000,00 €
Steuern 1.859,78 € 1.415,06 €
SV (RV/AV) 702,00 € 594,00 €
Netto 3.938,22 € 4.490,94 €
Zzgl. AG-Zuschuss
KV/IPV 379,45 € 379,45 €
Insgesamt 4.317,67 € 4.870,39 €
Der Insg-Anspruch nach Berechnungsmethode 2 ist fur die Arbeit-
nehmerin oder den Arbeithehmer ginstiger und kann angewendet
werden.
BA Zentrale, GR 22 Seite 7 von 11
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Beispiel zu Rn. 167.9

Berechnungsgrundlage: West, Stkl. 1/0, Kirchensteuer 9%
Insolvenzer6ffnung 16.07.2018
Insg-Zeitraum 16.04.2018 — 15.07.2018

Ruckstandiges Arbeitsentgelt seit  01.04.2018

Ermittlung des Teilanspruchs fir die Zeit vom 16.04.2018 — 30.04.2018.

Berechnung (voller Monat April)

Brutto 5.100,00 €
AG-Zuschuss

KV/IPV 379,45 €
Steuern 1.239,42 €
SV (RV/AV) 550,80 €
Netto 3.309,78 €
Zzgl. KV/PV 379,45 €
Insgesamt 3.689,23 €
Abschlag 1.500,00 €

Auf die Zeit vom 01.04.2018 — 15.04.2018 entféllt ein offener Nettoentgel-
tanspruch in Hohe von 1.844,62 € (15/30 v. 3.689,23 €). Der Abschlag ist
daher in voller H6he der Zeit vor dem Insg-Zeitraum zuzuordnen. Der Insg-
Anspruch betragt fur die Zeit vom 16.04.2018 — 30.04.2018

1.844,62 €.

Wirde der Abschlag 2.000,00 € betragen und damit héher sein als der Net-
toentgeltanspruch fir die Zeit vom 01.04.2018 — 15.04.2018, ergadbe sich
folgende Berechnung:

2.000,00 €
1. 1.844,62 €
= 155,38 €

Der Betrag in Hohe von 155,38 € ist vom Insg-Anspruch fur die Zeit vom
16.04.2018 — 30.04.2018 abzusetzen, so dass fur diese Zeit ein Insg-
Anspruch in Héhe 1.689,24 € besteht (1844,62 € ./. 155,38 €).

BA Zentrale, GR 22 Seite 8 von 11
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Beispiel zu Rn. 167.10
Bruttolohn liegt oberhalb der LBG (6.500,00 € in 2018)
Berechnungsgrundlage: West, Stkl. 1/0, Kirchensteuer 9%

Insolvenzer6ffnung 01.05.2018

Ermittlung des Anspruchs fiir den Monat Februar 2018

Tatséchliche Berechnung Fiktive Berechnung

(mit Abschlag) (ohne Abschlag)
Brutto 8.500,00 € 6.500,00 €
AG-Zuschuss
KV/PV 379,45 € 379,45 €
Steuern 2.813,18 € 1.859,78 €
SV (RV/AV) 702,00 € 702,00 €
Abschlag 500,00 €
Netto 4.484,82 € 3.938,22 €
Zzgl. AG-Zuschuss
KV/IPV 379,45 € 379,45 €
Insgesamt 4.864,27 € 4.317,67 €

Der Insg-Anspruch betragt 4.317,67 €.

Hatte die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer einen weiteren Abschlag in Héhe von 1.500,00
€ erhalten, ergabe sich ein Insg-Anspruch geman der tatsachlichen Abrechnung in Héhe von
3.364,27 € (4.864,27 € ./. 1.500,00 €).

BA Zentrale, GR 22 Seite 9 von 11
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Beispiel zu Rn. 167.10
Bruttolohn liegt oberhalb der LBG/geldwerter Vorteil
Berechnungsgrundlage: West, Stkl. 1/0, Kirchensteuer 9%
Insolvenzer6ffnung 01.08.2018
Ermittlung des Anspruchs fir den Monat Mai 2018
Tatsachliche Berechnung Fiktive Berechnung

(mit Abschlag) (ohne Abschlag)
Brutto 6.800,00 € 6.500,00 €
AG-Zuschuss
KV/IPV 379,45 € 379,45 €
PKW 500,00 €
Zwischensumme 7.300,00 € 6.500,00 €
Steuern 2.241,14 € 1.859,78 €
SV (RV/AV) 702,00 € 702,00 €
Abschlag (PKW) 500,00 €
Netto 3.856,86 € 3.938,22 €
Zzgl. AG-Zuschuss
KV/IPV 379,45 € 379,45 €
Insgesamt 4.236,31 € 4.317,67 €
Der Insg-Anspruch betréagt 4.236,31 €.
BA Zentrale, GR 22 Seite 10 von 11
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Ermittlung des Teilanspruchs zu Rn. 167.10

Bruttolohn liegt oberhalb der LBG

Berechnungsgrundlage: West, Stkl. 1/0, Kirchensteuer 9%

Insolvenzer6ffnung 16.07.2018
Ruckstandiges Arbeitsentgelt seit 01.04.2018
LBG 6.500,00 €

Ermittlung des Teilanspruchs fir die Zeit vom 16.04.2018 — 30.04.2018

Tatsachliche Berechnung fiktive Berechnung

(voller Monat mit Abschlag)  (Teilmonat — 15 Tage - ohne Abschlag)

Brutto 10.000,00 € 5.000,00 €
AG-Zuschuss

KV/IPV 379,45 € 189,73 €
Steuern 3.528,23 € 1.763,70 €
SV (RV/AV) 702,00 € 351,00 €
Abschlag 2.000,00 €

Netto 3.769,77 € 2.885,30 €
Zzgl. AG-Zuschuss

KV/PV 379,45 € 189,73 €
Insgesamt 4.149,22 € 3075,03 €

Der Insg-Anspruch betragt 3.075,03 £€.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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Gesetzestext

8 168 SGB I
Vorschuss

Die Agentur fir Arbeit kann einen Vorschuss auf das Insolvenzgeld leisten, wenn
1. die Eréffnung des Insolvenzverfahrens liber das Vermogen des Arbeitgebers beantragt ist,
2. das Arbeitsverhaltnis beendet ist und

3. die Voraussetzungen fur den Anspruch auf Insolvenzgeld mit hinreichender Wahrscheinlich-
keit erfullt werden.

Die Agentur fur Arbeit bestimmt die Hohe des Vorschusses nach pflichtgemaliem Ermessen.
Der Vorschuss ist auf das Insolvenzgeld anzurechnen. Er ist zu erstatten,

1. wenn ein Anspruch auf Insolvenzgeld nicht zuerkannt wird oder

2. soweit ein Anspruch auf Insolvenzgeld nur in geringerer Hohe zuerkannt wird.
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Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend

1. Vorschuss

(1) Bei Zugang der Antragsunterlagen ist von Amts wegen zu pri-
fen, ob ein Vorschuss gewahrt werden kann. Vorschiisse kdnnen
nach § 168 SGB Ill oder § 42 SGB | gezahlt werden. Eine geson-
derte Antragstellung ist nicht erforderlich. Dies gilt sowohl flr Antré-
ge von Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer als auch fur Dritte.

2. Vorschuss nach § 168 SGB I

(1) Die Vorschussregelung des § 168 SGB Il erfasst die Falle, in
denen eine abschlieRende Entscheidung noch nicht mdglich ist, weil
Uber den Antrag auf Eréffnung des Insolvenzverfahrens noch nicht
entschieden wurde. Liegen die Voraussetzungen des § 168 S. 1
SGB Il vor, ist die Ermessensentscheidung, ob ein Vorschuss ge-
wahrt werden kann, in der Regel zugunsten der Antragstellerin oder
des Antragstellers zu treffen.

(2) Auch die Vorschussentscheidung setzt voraus, dass der Insg-
Zeitraum bestimmt werden kann. Mangels Insolvenzereignis muss
daher zwingend das Arbeitsverhaltnis rechtlich und tatsachlich be-
endet sein. Der bloRe Ausspruch der Kindigung reicht nicht aus.
Zur Beendigung des Arbeitsverhéltnisses vergleiche auch RN
165.34 und 165.37. RN 165.36 findet hier keine Anwendung.

(3) Bei der Priifung nach § 168 Abs. 1 Nr. 3 SGB Il geht es um die
Prognose, dass in der Zukunft ein Insolvenzereignis nach § 165
Abs. 1 S. 2 Nr. 1 oder 2 SGB Il eintreten wird und voraussichtlich
alle weiteren Voraussetzungen des 8§ 165 SGB Il erfillt sein wer-
den.

3. Bestimmung der H6he des Vorschusses

(1) Der Zeitraum, auf den sich der Vorschuss bezieht entspricht in
der Regel dem Insg-Zeitraum. Fur folgende Zeiten innerhalb des
Insg-Zeitraumes ist in der Regel kein Vorschuss zu zahlen:

I Zeiten, fir die Entgeltersatzleistungen (z.B. Alg) beantragt
wurden

I Zeiten mit Anspruch auf Arbeitsentgelt aus einer neuen,
mehr als geringflgigen Beschéftigung

I Zeiten, fir die der Arbeitsentgeltanspruch einem Dritten (z.B.
Jobcenter oder Pfandglaubiger) zusteht

(2) Je konkreter der voraussichtliche Anspruch auf Insg glaubhaft
gemacht wurde, desto hoher kann der Vorschuss (ggfs. bis zu 100
%) nach pflichtgemaRem Ermessen gezahlt werden.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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4. Prufung der Unterlagen, Erstattung des Vorschus-
ses

(1) Die Prufung der Voraussetzungen nach 8 168 SGB lll erfolgt
grundsétzlich anhand der folgenden Unterlagen:

I vollstandig ausgefiillter Insg-Antrag

I Kundigung oder Aufhebungsvertrag

I letzte Entgeltabrechnung

I Bestatigung des Arbeitgebers, des vorlaufigen Insolvenz-
verwalters, des Betriebsrates oder einer bzw. eines fir die
Lohnabrechnung zustandigen Mitarbeiterin oder Mitarbeiters
ob und seit wann kein Arbeitsentgelt gezahlt wurde

In Zweifelsfallen kénnen auch andere Unterlagen wie z.B. Arbeits-
vertrag oder wahrheitsgemalie Erklarungen herangezogen werden.

(2) Der Vorschuss ist nach § 168 S. 4 SGB Il zu erstatten, falls ein
Anspruch auf Insg nicht oder in geringerer Hohe zuerkannt wird. Die
Aufhebung der Vorschussentscheidung nach 8§ 45 SGB X ist hier
nicht erforderlich.

War jedoch die Vorschussentscheidung bereits bei ihrem Erlass
falsch (z.B. weil das Arbeitsverhaltnis tatsachlich nicht beendet
war), muss diese nach 8§ 45 SGB X zurtickgenommen werden.

5. Vorschuss nach 8 42 SGB |

(1) Die Vorschussregelung des § 42 SGB Ill umfasst die Falle, in
denen die Voraussetzungen des § 165 SGB Il dem Grunde nach
erflllt sind, aber die Héhe des Anspruchs auf Insg noch nicht be-
stimmt werden kann. Die fachlichen Weisungen zu 8§ 42 SGB Il gel-
ten mit der Mal3gabe, dass es sich bei Insg um eine einmalige Geld-
leistung handelt.
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Gesetzestext

§ 169 SGB Il
Anspruchsiubergang

Anspriiche auf Arbeitsentgelt, die einen Anspruch auf Insolvenzgeld begrinden, gehen mit dem
Antrag auf Insolvenzgeld auf die Bundesagentur Giber. 8 165 Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.
Die gegen die Arbeitnehmerin oder den Arbeitnehmer begriindete Anfechtung nach der Insol-
venzordnung findet gegen die Bundesagentur statt.



Bundesagentur
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Gultig ab: 20.12.2018
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1. Gesetzlicher Anspruchsiibergang

(1) Die Anspriche auf Arbeitsentgelt, die den Anspruch auf Insg be-
grinden, gehen nach 8§ 169 SGB Il bereits mit der Antragstellung
auf die BA Uber. Mit Stellung des Antrages tritt die BA in die Rechte
der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers ein. Der Ubergang gilt
in dem Umfang als erfolgt, in dem er spater durch die Entscheidung
der BA konkretisiert wird. Abgelehnte Anspriche fallen auf die Ar-
beitnehmerin oder den Arbeitnehmer zurtick. Dies gilt sowohl fur
Antrdge von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern als auch von
Dritten.

11 Geltendmachung im Insolvenzverfahren

(1) Ist ein Insolvenzverfahren eréffnet worden, sind die nach § 169
SGB Il auf die BA Ubergegangenen Anspriche auf Arbeitsentgelt
grundsétzlich als Insolvenzforderungen (8 38 InsO) schriftlich bei
der Insolvenzverwalterin oder beim Insolvenzverwalter gemal 8§ 28
ff. InsO anzumelden. In Fallen der Eigenverwaltung ist die Forde-
rung bei der Sachwalterin oder dem Sachwalter anzumelden. Die
Anmeldung muss den Betrag und den Forderungsgrund benennen
(8174 InsO). Der Inkasso-Service ist drei Monate nach der Forde-
rungsanmeldung Uber diese zu informieren. Der Eréffnungsbe-
schluss ist dabei zu tGibersenden.

(2) Die Hohe der anzumeldenden Insolvenzforderung entspricht
dem insgesamt ausgefallenen Arbeitsentgelt, soweit dieses auf die
BA Ubergegangen ist. Steht die Hohe der Insolvenzforderung vor
Ablauf der Anmeldefrist noch nicht fest, ist die Forderung in ge-
schatzter Hohe anzumelden.

(3) Forderungsanmeldungen oder Erhéhungen einer bereits ange-
meldeten Forderung nach Ablauf der Anmeldefrist sind maglich. Sie
I6sen eine gebuhrenpflichtige Prifung aus. Die Kosten sind unter
dem Hauptvorgang 5520 und dem Teilvorgang 0006 zu buchen.
Das Kontierungshandbuch enthalt weitere Hinweise.

(4) Im Prifungstermin von der Insolvenzverwalterin oder vom Insol-
venzverwalter oder einem Insolvenzglaubiger nicht bestrittene For-
derungen gelten als festgestellt, vgl. 8178 Abs. 1 InsO. Sie werden
vom Insolvenzgericht in die Insolvenztabelle eingetragen. Die Ein-
tragung wirkt wie ein rechtskraftiges Urteil gegentber der Insol-
venzverwalterin oder dem Insolvenzverwalter und allen Insolvenz-
glaubigern.

(5) Die Feststellung bestrittener Forderungen — auf3er von Schatz-
betragen — muss gegeniber dem Bestreitenden ggf. im Klagewege
vor dem zusténdigen Arbeitsgericht verfolgt werden. Vor einer Kla-
geerhebung ist deren Wirtschaftlichkeit insbesondere unter Bertick-
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sichtigung der zu erwartenden Insolvenzquote und der Mdglichkeit
einer spateren Zwangsvollstreckung zu entscheiden.

(6) Der Inkasso-Service ist zu informieren, wenn

I' ein Insolvenzverfahren aufgehoben,

I' ein Verfahren eingestellt,

I' die Restschuldbefreiung versagt oder
I' ein Insolvenzplan abgeschlossen

wurde. Dies schlieRt die Ubersendung der entsprechenden Be-
schlusse ein.

1.2 Geltendmachung auf3erhalb eines Insolvenzver-
fahrens

(1) Die ubergegangenen Entgeltanspriiche sind auf3erhalb eines In-
solvenzverfahrens in folgenden Fallen geltend zu machen:

I' Abweisung mangels Masse

I' Vollstandige Einstellung der Betriebstatigkeit bei offensichtli-
cher Masselosigkeit

I' Forderung nach Abschluss des Insolvenzverfahrens

Die Geltendmachung besteht aus einer Zahlungsaufforderung und
der Annahmeanordnung.

Der Inkasso-Service ist drei Monate nach der Geltendmachung zu
informieren. Etwaige Beschliisse des Insolvenzgerichts sowie die
Zahlungsaufforderung sind zu Ubersenden.

(2) Ein Verrechnungsersuchen bei einem anderen Sozialleistungs-
trager nach 8 52 SGB | kommt in Betracht, wenn bekannt wird, dass
madglicherweise Anspriche des Unternehmens oder des persdnlich
Haftenden gegen den Leistungstrager bestehen.

Ein Vormerkungsersuchen zur Verrechnung ist beim zustandigen
Rententrédger zu veranlassen, wenn die Schuldnerin oder der
Schuldner das 45. Lebensjahr vollendet hat. Die fachlichen Weisun-
gen zu 8 52 SGB | sind zu beachten. Ist die Forderung niedriger als
ein Viertel der monatlichen BezugsgrofRe (West) nach § 18 Abs. 1
SGB 1V, unterbleibt das Vormerkungsersuchen.

Der Inkasso-Service ist Uber das Verrechnungsersuchen bzw. des-
sen Vormerkung zu unterrichten.

(3) Die Verjahrung und der Verlauf der Verjahrungsfrist sind in 88
195ff BGB geregelt. Danach verjahren Arbeitsentgeltanspriichen
regelmafig nach drei Jahren bzw. bei titulierten Forderungen nach
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30 Jahren. Ausschlussfristen sind ebenfalls zu beachten, vgl. auch
RN 165.47.

1.3 Geltendmachung gegenuber Dritten

(1) Anspriiche gegen Dritte wegen der Gewahrung von Insg stitzen
sich auf folgende Grundlagen:

I’ Gesellschaftsrecht
I Schadensersatz
I' Betriebsubergang

Soweit unerlaubte Arbeitnehmertiberlassung vorlag, sind die tber-
gegangenen Anspriche im Rahmen des § 10 Abs. 1 letzter Satz
AUG auch gegen den Entleiher weiterzuverfolgen.

(2) Im Zusammenhang mit der Verfolgung von Anspriichen gegen
Dritte kdnnen Rechtsanwaéltinnen oder Rechtsanwalte beauftragt
werden. Grinde fir die Beauftragung kénnen beispielsweise sein:

I' schwieriger Sachverhalt
I' anspruchsvolle Rechtsfragen
I' Forderungshohe

1.3.1 Gesellschaftsrechtliche Anspriche

(1) Gesellschafter einer Personengesellschaft (Gesellschaft ohne
Rechtspersonlichkeit) haften fur die Verbindlichkeiten der Gesell-
schaft gesamtschuldnerisch in voller Hohe. Personengesellschaften
sind vor allem:

I Offene Handelsgesellschaft (OHG)
I' Kommanditgesellschaft (KG)
I' Gesellschaft biirgerlichen Rechts (GbR)

Ubergegangene Arbeitsentgeltanspriiche sind nur auRerhalb eines
Insolvenzverfahrens gegentber personlich haftenden Gesellschaf-
tern geltend zu machen. Nach § 129 Abs. 4 HGB wirkt der Vollstre-
ckungstitel gegen die Gesellschaft nicht gegen den einzelnen Ge-
sellschafter.

In einem Insolvenzverfahren ist dies nach § 93 InsO Aufgabe der
Insolvenzverwalterin oder des Insolvenzverwalters.

(2) Bei einer Kapitalgesellschaft haftet den Glaubigern nur das Ge-
sellschaftsvermogen. In aller Regel besteht daher keine Moglichkeit,
die Gesellschafter mit inrem sonstigen, nicht in die Gesellschaft ein-
gebrachten Vermogen in Anspruch zu nehmen. Kapitalgesellschaf-
ten sind vor allem:
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I' Gesellschaft mit beschrankter Haftung (GmbH)

I' Unternehmergesellschaft haftungsbeschrankt (UG)
I' Aktengesellschaft (AG)

I Limited (Ltd)

Dies gilt auch fur Personengesellschaften, deren personlich haften-
de Gesellschafter ausschlie3lich Kapitalgesellschaften sind, z.B.
GmbH & Co. KG.

Bei Kapitalgesellschaften ist lediglich bei der Betriebseinstellung zu
prufen, ob Erkenntnisse vorliegen, dass die Stammeinlagen nicht
vollstandig erbracht wurden. Trifft dies zu, sind hieraus Anspriiche
gegen den betreffenden Gesellschafter geltend zu machen.

1.3.2 Schadensersatzanspriche

(1) Ob ein Schadensersatzanspruch gegen Leitungsorgane besteht
ist bei folgenden Gesellschaftsformen zu prifen:

GmbH (Geschaftsfuhrer)

AG (Vorstand)

UG (Geschaftsfuhrer)

Limited (director)

eingetragener Verein (Vorstand)

Dies gilt auch fir Personengesellschaften, bei denen persénlich haf-
tender Gesellschafter keine natirliche Person ist, z.B. GmbH & Co.
KG. Diese Arbeitgeber sind in ZERBERUS ebenfalls mit dem Ar-
beitgebertyp ,Kapitalgesellschaft* zu erfassen.

(2) Bei Kapitalgesellschaften ist zu prifen, ob ein Anspruch gem.
§ 826 BGB geltend gemacht werden kann. Die vorsatzliche Insol-
venzverschleppung in der Absicht, die als unabwendbar erkannte
Auflésung eines Unternehmens so lange wie mdglich hinauszuzé-
gern, kann eine sittenwidrigen Schadigung i.S. des § 826 BGB sein,
wenn dabei die Schadigung der Unternehmensglaubiger billigend in
Kauf genommen wird.

Ein Schaden entsteht der BA dann, wenn durch die verspatete In-
solvenzantragstellung mehr Insg gezahlt werden musste, als dies
bei rechtzeitiger Insolvenzantragstellung der Fall gewesen wére.

Ausgangspunkt fur die Prifung derartiger Anspriiche ist ein Strafbe-
fehl der Staatsanwaltschaft oder Verurteilung wegen Insolvenzver-
schleppung. Hierzu erfolgt zwolf Monate nach dem Insolvenzereig-
nis eine automatisierte Anfrage an die Staatsanwaltschaft. Die
Ruckmeldung der Staatsanwaltschaft ist durch die Erste Fachkraft
Insolvenzgeld-Refinanzierung (EFI) auszuwerten und nachzuhalten.
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Das Vorgehen zur Prifung des Schadens dem Grunde und der Ho-
he nach ist in Kapitel 3 beschrieben.

§ 92 InsO findet keine Anwendung, da es sich nicht um einen Ge-
samt-, sondern vielmehr um einen Individualschaden handelt, den
die BA unabhangig von der Eréffnung eines Insolvenzverfahrens
weiterverfolgen kann.

(3) Nach 8§ 42 Abs. 2 BGB haften Vorstande eines eingetragenen
Vereins fur die Schaden, die den Glaubigern des Vereins dadurch
entstehen, dass ein Insolvenzantrag verspéatet gestellt wurde.

Das Verfahren aus RN 169.15f gilt entsprechend.

1.3.3 Betriebstbergéange

(1) Ob ein Betriebstibergang vorliegt, ist zu prifen, wenn

I kein Insolvenzverfahren er6ffnet wurde,

I' im eréffneten Insolvenzverfahren Masseforderungen der BA
bestehen oder

I' im er6ffneten Insolvenzverfahren Hinweise auf einen
vorinsolvenzlichen Betriebsiibergang vorliegen.

Geht ein Betrieb oder Betriebsteil durch Rechtsgeschaft auf eine
andere Inhaberin oder einen anderen Inhaber Uber, so tritt diese
oder dieser in die Rechte und Pflichten aus den im Zeitpunkt des
Ubergangs bestehenden Arbeitsverhaltnissen ein. Liegen die Vo-
raussetzungen des § 613a BGB vor, sind die auf die BA Uberge-
gangenen Anspriiche mit den nachfolgenden Einschrénkungen
auch gegen den Ubernehmer des Betriebes oder Betriebsteiles gel-
tend zu machen. Ein Betriebsiibergang erfordert den Ubergang ei-
ner auf Dauer angelegten wirtschaftlichen Einheit, d.h. einer organi-
sierten Gesamtheit von Personen und Sachen zur Austibung einer
wirtschaftlichen Tatigkeit mit eigener Zielsetzung.

(2) Ob ein Betriebsiibergang vorliegt, kann insbesondere anhand
der folgenden Kriterien festgestellt werden:

Betriebsart

Ubergang materieller und immaterieller Betriebsmittel

Ubernahme wesentlicher Teile der Belegschaft

Ubernahme wesentlicher Teile der Kundschaft

Grad der Ahnlichkeit der vorher und nachher verrichteten

Tatigkeiten

I' Dauer einer eventuellen Unterbrechung der betrieblichen Ta-
tigkeit

I Tatsachliche Ubernahme der Leitungsmacht
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(3) Eine Betriebstibernahme liegt vor, wenn der Erwerber mit dem,
was er Ubernommen hat, den bisherigen Betrieb im Wesentlichen
unverandert fortsetzen kann. Der Betrieb muss funktionsfahig sein,
sobald das Personal dazukommt. MalR3geblich ist das Ergebnis einer
Gesamtbetrachtung aller Kriterien. AuRerdem muss dem Betriebs-
Ubergang ein Rechtsgeschaft zugrunde liegen.

(4) Erfolgt der Betriebslibergang nach Er6ffnung des Insolvenzver-
fahrens, ist die Haftung des Ubernehmers auf die nach Insolvenzer-
offnung entstandenen Anspriiche begrenzt.

(5) Vertiefte Informationen zu den einzelnen Tatbestandsmerkmalen
eines Betriebslibergangs kdnnen der einschlagigen Kommentierung
(z.B. Uber JURIS) entnommen werden.

2. Beteiligung der BA in Glaubigergremien

(1) Die Teilnahme an Glaubigerversammlungen ist in der Regel
nicht erforderlich, weil die wesentlichen Informationen auch den Be-
richten nach 8 156 bzw. 281 Abs. 2 InsO entnommen werden koén-
nen.

Die Teilnahme kann z.B. aufgrund folgender Kriterien geboten sein:

I' besondere Arbeitsmarktrelevanz des Unternehmens
I' die Aufstellung eines Insolvenzplanes
I' begrindetes Interesse an der Ausiibung des Stimmrechts

(2) Die Berichte aus Abs. 1 und das Gutachten sind insbesondere
auf Hinweise fir einen moglichen Betriebsiibergang oder Scha-
densersatzanspriche auszuwerten.

(3) Der Glaubigerausschuss ist neben der Glaubigerversammlung
das zentrale Organ der Glaubigerautonomie im Insolvenzverfahren.
Er unterstitzt und tUberwacht die Insolvenzverwalterin oder den In-
solvenzverwalter bei ihrer oder seiner Geschéftsfiihrung, wobei die
Tatigkeit an den Interessen der Gesamtglaubigerschaft auszurich-
ten ist. Die Zusténdigkeit fir die Vertretung der BA in Glaubigeraus-
schissen liegt ausschlief3lich im Operativen Service.

Die oder der GOS bzw. die oder der TL Kug,Insg,AtG (KIA)
entscheidet in Abstimmung mit der EFI einzelfallbezogen uber die
Erforderlichkeit einer Mitglied-schaft der BA im
Glaubigerausschuss. Dabei sind insbesondere die GroRe und die
Bedeutung des insolventen Unternehmens in die Uberlegungen
einzubeziehen. Im Regelfall Gbernimmt die EFI die Vertretung
der BA im Glaubigerausschuss. Diese Aufgabe kann aber
auch von einer FOhrungskraft des OS (KIA-TL, BL, GOS)
wahrgenommen werden.
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Zur Sicherstellung einer umfassenden Erledigung der Kernaufgabe
Insg-Refinanzierung sollte die zeitliche Beanspruchung der EFI
durch die Vertretung der BA in Glaubigerausschiissen 25% ihrer
Arbeitszeit nicht Giberschreiten.

Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der BA dirfen nicht als Privatper-
son Mitglied eines Glaubigerausschusses sein. Die juristische Per-
son ,BA“ wird nur selbst Mitglied des Glaubigerausschusses und
lasst sich durch Ihre Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter vertreten. Das
Haftungsrisiko trifft damit die vertretene BA und nicht die Vertreterin
oder den Vertreter. Die BA tragt dieses Haftungsrisiko selbst.
Gleichwohl sollte auf den Abschluss einer Haftpflichtversicherung zu
ihren Gunsten hingewirkt werden.

Die Geschaftsfuhrung der AA am Sitz des insolventen Unterneh-
mens ist den drtlichen Absprachen zum Informationsbedarf entspre-
chend Uber die Teilnahme an einem Glaubigerausschuss zu infor-
mieren. Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit als Glaubigeraus-
schussmitglied gilt fir die BA als Gesamtorganisation. Die Vertrete-
rin oder der Vertreter kann sich im Innenverhéltnis daher nicht auf
die Verpflichtung zur Verschwiegenheit berufen. Im Hinblick auf die
etwaige Brisanz derartiger Informationen ist die Weitergabe auf
Fuhrungskréfte der AA und des OS sowie Ubergeordnete Dienststel-
len zu beschréanken. Im AuRenverhaltnis haben alle Beteiligten so-
wohl die Verpflichtung der BA zur Verschwiegenheit aufgrund ihrer
Mitgliedschaft im Glaubigerausschuss als auch die eigene dienst-
rechtliche Verpflichtung zur Verschwiegenheit zu beachten.

Die Vergutungen einschl. der Auslagen, die Mitarbeiter/innen der
BA fur die Tatigkeit in Glaubigerausschussen erhalten, sind unter
der Finanzposition 1-119 99-00-0011 beim Vertragskonto 26 und
der VGA 5109 zu buchen.
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3.

3.1

3.2

3.

Prifschema § 826 BGB

Prifung des Schadens dem Grunde nach

Sobald einer der Priifschritte 1 oder 3 mit ,Nein“ beantwortet
wurde, ist die weitere Prifung einzustellen und der Fall ab-
zuschliefRen.

Sind Arbeitnehmerinnen oder Arbeithehmer drei Monate o-
der spater nach Eintritt der Insolvenzreife eingestellt wor-

den?

Zur Ermittlung der Anzahl der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer im Vergleichszeitraum sind folgende Erkenntnis-
quellen zu nutzen:

a.

eSolution-Portal der Deutschen Rentenversicherung
Bund; bei Betrieben mit mehr als 200 AN ist die ma-
nuelle Anfragemdéglichkeit im Portal zu nutzen.
Entwicklung der Beschaftigtenzahlen aus den STEP-
Daten der Betriebe des insolventen Arbeitgebers
Entwicklung der Beschéaftigtenzahlen aus dem Gut-
achten bzw. Bericht zur ersten Glaubigerversamm-
lung

Bei Betrieben des Baugewerbes: Ist die Entwicklung
der Beschaftigtenzahlen aus der S-Kug-Akte (BLS-
Prifungen, Abrechnungsunterlagen) erkennbar?
Gdfs. ist eine Anfrage bei dem
WBU(Winterbeschéftigungsumlage)-Einzug bei der
AA Frankfurt/Main erforderlich.

Ist aus der Kug-Akte die Entwicklung der Beschéftig-
tenzahlen erkennbar?

Liegt fur den Vergleichszeitraum eine Massenentlas-
sungsanzeige vor? (Administration durch Biro der
Geschaéftsfiihrung)

In schwierigen Einzelfallen kann auch eine schriftli-
che Anfrage erganzend zum eSolution-Portal bei der
Deutschen Rentenversicherung erfolgen.

Ist die Anzahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, fir
die Insg gezahlt wurde, grol3er als die ermittelte Anzahl fir
den Vergleichszeitraum?

Wurde Schritt 3 mit ,Ja“ beantwortet, liegt dem Grunde nach
ein Schaden nach § 826 BGB vor.

Ermittlung der Schadenshoéhe

Die Schadensberechnung erfolgt i.S.d. 8§ 249 BGB durch
Vergleich des tatséchlich gezahlten Insg (Anlage 1 zur Gel-

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend

tendmachung; AN-Liste aus ZERBERUS) und des fiktiv bei
rechtzeitiger Insolvenzantragstellung zu zahlenden Insg (An-
lage 2 zur Geltendmachung).

Ist der Umfang der Personalmehrung identisch mit der Zahl
der Neueinstellungen nach Eintritt der Insolvenzreife, kann
davon ausgegangen werden, dass der Schaden in der Héhe
der Entgelte dieser Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmer
eingetreten ist. Das fiktive Insg ergibt sich durch Abzug die-
ser Entgelte von dem tatsachlich gezahlten Insg.

In allen anderen Féllen sind zur Ermittlung der Schadensho-
he Lohnjournale fur den Vergleichszeitraum
0 bei Insolvenzerdffnung bei der Insolvenzverwalterin
oder dem Insolvenzverwalter bzw. der Sachwalterin
oder dem Sachwalter anzufordern.
0 bei Abweisung mangels Masse oder Betriebseinstel-
lung bei dem Geschaftsfihrer anzufordern.

Rechtsgrundlage dafur ist § 316 Abs. 1 SGB III.

Der Schaden ist hier anhand der Lohnjournale fir den Ver-
gleichszeitraum zu ermitteln. Dabei kann das fiktive Insg an-
hand der dort ausgewiesenen Nettoentgelte bestimmt wer-
den.

Liegen keine Lohnjournale oder ahnliche Erkenntnisquellen
vor, kann nur eine qualifizierte Schatzung der Schadensho-
he vorgenommen werden. Dazu wird anhand des tatsachlich
gezahlten Insg ein Durchschnittsbetrag pro Arbeithehmerin
bzw. Arbeitnehmer ermittelt. Auf dieser Grundlage kann das
fiktive Insg fur die ermittelte Anzahl der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer im Vergleichszeitraum berechnet werden.
Die Anlage 2 zur Geltendmachung kann hier nicht erstellt
werden. Die Ermittlung der Schadenshohe ist textlich darzu-
legen.

Beispiel: Insg wurde fir 10 Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer in Hohe von insgesamt 20.000 € gezahlt. Auf eine
Arbeitnehmerin bzw. einen Arbeitnehmer entfallen durch-
schnittlich 2.000 €. Im Vergleichszeitraum waren 8 Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer beschéftigt. Das fiktive Insg
betragt daher 8 x 2.000 € = 16.000 €. Es ist somit ein Scha-
den in Hohe von 4.000 € entstanden.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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4. Schaubilder zur Haftungssituation bei Betriebstibergéangen

Fallkonstellation1:

Betriebslibergang nach Insolvenzerdffnung:

Alleinhaftung alter
AG bis 31.03.flr
Insg

Gesamtschuld-
nerhaftung alter AG
und Ubernehmer flr
ALG:01.04.-14.04.

Bundesagentur
fiir Arbeit

Alleinhaftung
Ubernehmer flr
ALG ab15.04.

.
-

d .
- L

L J

S S —

— l

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018

01.04.
Insolvenzeréffnung

15.04.
Betriebslibergang

31.05,
Ende Arbeitsverhéltnis
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Fallkonstellation2:

Betriebslibergang zeitgleich mit Insolvenzerdffnung:

Alleinhaftung Ubernehmer fir ALG
Alleinhaftung alter AG bis 31.03. fir Insg ol g g ernenmertur

- .
Ll L

—
| l

01.04. 31.05.
Insolvenzeréffnungund Ende Arbeitsverhaltnis
Betriebslibergang

BA Zentrale, GR 22 Seite 13 von 14
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Fallkonstellation 3:

Betriebslibergang vor Insolvenzerdffnung, Arbeitsverhalthisse z. Zt. des Betriebsilibergangs nicht beendet:

Gesamtschuldnerische Alleinhaftung des Betriebslbernehmers flr
Haftung alter und neuer gleichwohlgewahrtes ALG der nicht
AG bis 31.03.flrInsg weiterbeschéaftigten AND01.04.-31.05.

v

.
o

-—
— l |

01.04. 15.04. 31.05.
Betriebslibergang Insolvenzeréffnung Ende Arbeitsverhéltnis
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Gesetzestext

§ 170 SGB Il
Verfliigungen lUber das Arbeitsentgelt

(1) Soweit die Arbeitnenmerin oder der Arbeitnehmer vor Antragstellung auf Insolvenzgeld An-
spruche auf Arbeitsentgelt einem Dritten Ubertragen hat, steht der Anspruch auf Insolvenzgeld
diesem zu.

(2) Von einer vor dem Antrag auf Insolvenzgeld vorgenommenen Pfandung oder Verpfandung
des Anspruchs auf Arbeitsentgelt wird auch der Anspruch auf Insolvenzgeld erfasst.

(3) Die an den Anspriichen auf Arbeitsentgelt bestehenden Pfandrechte erléschen, wenn die
Anspriiche auf die Bundesagentur bergegangen sind und diese Insolvenzgeld an die berech-
tigte Person erbracht hat.

(4) Der neue Glaubiger oder Pfandglaubiger hat keinen Anspruch auf Insolvenzgeld fir Anspri-
che auf Arbeitsentgelt, die ihm vor dem Insolvenzereignis ohne Zustimmung der Agentur fur Ar-
beit zur Vorfinanzierung der Arbeitsentgelte tbertragen oder verpfandet wurden. Die Agentur fir
Arbeit darf der Ubertragung oder Verpfandung nur zustimmen, wenn Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass durch die Vorfinanzierung der Arbeitsentgelte ein erheblicher Teil der Ar-
beitsstellen erhalten bleibt.



Bundesagentur
fiir Arbeit

Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend
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Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend

1. Ubertragung und Erwerb des Entgeltanspruchs

(1) Ubertragen wird ein Anspruch auf Arbeitsentgelt durch Abtretung
nach 88 398ff BGB oder kraft gesetzlichen Forderungstibergangs.

Dritte konnen die Auszahlung des Insg an sich verlangen, soweit sie
an dem Arbeitsentgeltanspruch vor Stellung des Insg-Antrages ein
Pfandrecht erworben haben und aufgrund dieses Pfandrechts zur
Einziehung des gepfandeten Teils des Insg-Anspruchs berechtigt
sind.

Ein Pfandrecht an dem Arbeitsentgeltanspruch der Arbeitnehme-
rin/des Arbeitnehmers entsteht durch Verpfandung nach 88 1273ff
BGB oder durch Pfandung gemal § 829 ZPO. Ein Pfandrecht an
dem Anspruch auf Arbeitsentgelt erfasst auch den Anspruch auf
Insg.

(2) Gesetzliche Forderungsiubergénge liegen z.B. vor, wenn Ar-
beitsentgelt nicht gezahlt wurde und

I fiir den Entgeltfortzahlungszeitraum Krankengeld
I Leistungen nach dem SGB I fiir deckungsgleiche Zeitraume

gezahlt wurden. Dies setzt aber voraus, dass noch kein Antrag auf
Insg gestellt wurde. Bei gestelltem Insg-Antrag kommen nur noch
Erstattungsanspriiche nach 88 104ff SGB X in Betracht.

(3) Wenn Arbeitslosengeld im Insg-Zeitraum gleichwohlgewahrt
wurde, geht der Arbeitsentgeltanspruch auf die BA Uber und be-
grindet einen Anspruch auf Insg fir Dritte. Aus Vereinfachungs-
grinden ist hier eine Antragstellung und Abwicklung als Antrag auf
Insg fur Dritte nicht erforderlich. Die Bertcksichtigung von gleich-
wohlgewéhrtem Arbeitslosengeld erfolgt durch Abzug vom Insg-
Anspruch und Umbuchung auf den Arbeitslosengeld-Titel. Das IT-
Verfahren ZERBERUS unterstitzt die automatisierte Ermittlung des
gleichwohlgewéhrten Arbeitslosengeldes im Insg-Zeitraum. Die
Umbuchungsanordnung und Mitteilung an das AlgPlus-Team wer-
den durch ZERBERUS im Rahmen der Anordnung erstellt.

2. Zustimmung zur Vorfinanzierung

(1) Kennzeichnend fur zustimmungspflichtige Vorfinanzierungen ist,
dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer mdglichst geschlos-
sen zum Zwecke der Aufrechterhaltung der Betriebsgemeinschaft
zur Weiterarbeit angehalten werden. Dabei geht die Initiative zur
Vorfinanzierung Ublicherweise von der vorlaufigen Insolvenzverwal-
terin oder dem vorlaufigen Insolvenzverwalter aus. Den Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern steht deshalb in der Regel auch nur
ein Vertragspartner gegeniber. Dabei kommt es nicht auf die Zahl
der vorzufinanzierenden Arbeitnehmerinnen oder Arbeithehmer an.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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Ubertragung und
Erwerb des Entgel-
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Die Zustimmung kann sowohl im Sinne einer vorherigen Einwilli-
gung als auch als nachtragliche Genehmigung erteilt werden. Die
Zustimmungserklarung kann daher auch noch nach der Ubertra-
gung der Arbeitsentgeltanspriiche erfolgen und zwar grundsétzlich
noch bis spatestens unmittelbar vor dem Insolvenzereignis. Wird die
Zustimmung zur Vorfinanzierung mit den erforderlichen Unterlagen
noch rechtzeitig vor dem Insolvenzereignis bei der BA beantragt,
fuhrt eine erst nach dem Insolvenzereignis erklarte Zustimmung zur
Vorfinanzierung der AA nicht zum Wegfall des auf der Vorfinanzie-
rung beruhenden Insg-Anspruchs.

Eine Zustimmung zur Vorfinanzierung ist nicht erforderlich, wenn die
Ubertragung oder Verpfandung erst nach dem Insolvenzereignis er-
folgt.

(2) Um arbeitsplatzerhaltende Sanierungen beteiligter Glaubi-
gerbanken und Unternehmen durch eine Vorfinanzierung der Ar-
beitsentgelte zu erméglichen, besteht ein Anspruch auf Insg aus ei-
nem vor dem Insolvenzereignis zur Vorfinanzierung Ubertragenen
oder verpfandeten Anspruch auf Arbeitsentgelt, wenn die BA der
Ubertragung oder Verpfandung zugestimmt hat. Die Zustimmung ist
an eine positive Prognoseentscheidung Uber den Erhalt von Ar-
beitsplatzen im Rahmen eines Sanierungsversuchs gekniipft. Damit
soll die missbrauchliche Inanspruchnahme der Insg-Versicherung
verhindert werden.

(3) Um eine Prognoseentscheidung treffen zu kénnen, missen der
BA Tatsachen mitgeteilt werden, die die Annahme rechtfertigen,
dass durch die Vorfinanzierung ein erheblicher Teil der Arbeitsplat-
ze erhalten bleibt. Als Tatsachen kdnnen auch Indizien vorgetragen
werden, die eine bestimmte Schlussfolgerung tUberwiegend wahr-
scheinlich erscheinen lassen. Sachverhalte, die eine Sanierung mit
erheblichem Arbeitsplatzerhalt erwarten lassen, kdnnen z.B. sein:

I Erste MaRnahmen im Rahmen der Umsetzung eines konkre-
ten Sanierungskonzepts (z.B. Konzept zur Rationalisierung,
Umstrukturierung und Verminderung der Produktionskosten)

I Angaben zur Fortfihrung des Geschaftsbetriebes mit dem
Ziel der VerauRerung betrieblicher Einrichtungen

I Erarbeitung eines Sanierungs- oder Insolvenzplans unter
Angabe der tragenden Eckpunkte

I Ergebnisse aus der Beauftragung einer M&A-Agentur

I Akquirierung von potentiellen Ubernahmeinteressenten mit

Namensnennung

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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I Fuhrung von Verhandlungen mit konkreten Interessen-
ten/Absonderungsglaubigern

I Prifung eines konkreten Ubernahmeangebotes, das noch
von der Erfullung bestimmter Voraussetzungen abhéngig
gemacht wird

I Vorbereitung eines Kauf- bzw. Ubernahmevertrages

I Stellungnahme der vorlaufigen Insolvenzverwalterin oder
des vorlaufigen Insolvenzverwalters, mit nachvollziehbar
gunstiger Prognose fiir die Fortfihrung des Unternehmens
und Darstellung der Insolvenzursachen

(4) Vom Erhalt eines erheblichen Teils der Arbeitsplatze ist auszu-
gehen, wenn unter Berlcksichtigung des bisherigen arbeits-
technischen Zwecks die betriebliche Funktion zumindest teilweise
erhalten bleibt und die betriebliche Tatigkeit insoweit fortgefuhrt
wird. Der Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit ist zu beachten. Zur
Orientierung kann einheitlich fir alle Betriebe die Grenze des
§ 112a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BetrVG zugrunde gelegt werden. Ein er-
heblicher Teil der Arbeitsplatze bleibt hiernach erhalten, soweit de-
ren Umfang die Mindestgrenze in Hohe von 10 Prozent zu erhalten-
der Arbeitsplatze erreicht oder tberschreitet. Werden bei Vorhan-
densein wesentlicher Betriebsteile i.S. des § 111 BetrVG einzelne
Betriebsteile stillgelegt, kann bei der Feststellung der Mindestgrenze
die Zahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der stillzulegen-
den Betriebsteile unbertcksichtigt bleiben.

(5) Die Arbeitsplatze missen grundsatzlich auf Dauer erhalten blei-
ben. Dies ist z.B. nicht der Fall, wenn die Arbeitnehmerin oder der
Arbeitnehmer nicht im Produktionsbereich, sondern in einer be-
triebsorganisatorisch eigenstandigen Einheit i.S. des § 111 SGB llI
beschaftigt wird. Liegen die Voraussetzungen zum Bezug von
Transferkurzarbeitergeld vor, bestehen auf Dauer keine Beschéfti-
gungsmoglichkeiten mehr. Im Falle der ,Ausproduktion“ — ohne
Aussicht auf Ubernahme — ist das Tatbestandsmerkmal des dauer-
haften Erhalts von Arbeitsplatzen in der Regel nicht erfuillt.

(6) Liegen die Voraussetzungen fur die Zustimmung vor, kann die
Vorfinanzierung der Arbeitsentgelte fur alle Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer des insolventen Arbeitgebers durchgefiihrt werden.
Dies schliel3t bereits gekindigte Arbeitsverhaltnisse ein.

(7) Es bestehen keine Bedenken, wenn die Zustimmung zur Vorfi-
nanzierung fur diejenigen Arbeitsentgeltanspriiche erteilt wird, die
bereits vor Anordnung der vorlaufigen Insolvenzverwaltung entstan-
den sind. Hierzu muss ein erheblicher Teil der Arbeitsplatze zumin-
dest wahrend des Insolvenzeroffnungsverfahrens erhalten bleiben.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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Von einem solchen eingeschrankten Arbeitsplatzerhalt kann gene-
rell ausgegangen werden, wenn die Arbeitsverhaltnisse noch nicht
gekiindigt sind. Diese Auslegung tragt der Praxis Rechnung, dass
die vorlaufige Insolvenzverwalterin oder der vorlaufige Insolvenz-
verwalter unmittelbar nach ihrer oder seiner Bestellung noch nicht
alle notwendigen Informationen fir eine Bewertung der Unterneh-
menssituation zur Verfligung stehen.

(8) Der vorfinanzierende Dritte hat nur soweit Anspruch auf Insg,
wie die Zustimmungsentscheidung reicht. Das Erfordernis der De-
ckungsgleichheit (Kongruenz) von Zustimmungs- und Zahlungsent-
scheidung bezieht sich sowohl auf den Anspruchszeitraum als auch
auf die in die Vorfinanzierung einbezogenen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer. Dies setzt voraus, dass dem Antrag auf Zustimmung
eine Liste der vorzufinanzierenden Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer beigefligt wird. Auf diese Liste ist in der Zustimmungsent-
scheidung Bezug zu nehmen. Ausgeschlossene Arbeitnehmerinnen
oder Arbeitnehmer sind explizit zu benennen.

Soweit sich hinsichtlich des Zeitraumes oder der einbezogenen Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer Anderungen ergeben (z.B. im
Sinne von RN 165.7 neueingestellte Arbeitnehmerinnen oder Ar-
beitnehmer), ist eine Anderung der Zustimmungsentscheidung er-
forderlich.

Beispiel:

Die BA erteilt die Zustimmung zur Vorfinanzierung fir den Zeitraum
01.02. — 31.03. und 20 konkret benannte Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer aufgrund eines entsprechenden Antrags. Der vorfi-
nanzierende Dritte beantragt in der Folge Insg fir den Zeitraum
01.02. — 30.04. und insgesamt 30 Personen (davon 20 aus dem Zu-
stimmungsantrag).

Dem vorfinanzierenden Dritten kann Insg nur fur den konkreten von
der Zustimmung umfassten Zeitraum fir die konkret benannten 20
Personen gewahrt werden. Ein weitergehender Anspruch des Drit-
ten auf Insg fir den Monat April bzw. fir weitere Personen scheitert
gem. 8 170 Abs. 4 Satz 1 SGB lll an der fehlenden Zustimmung.

(9) Zwingend erforderlich sind die inhaltliche Auseinandersetzung
mit den vorgebrachten Antragsgriinden und die Dokumentation der
tragenden Grunde und Erwagungen der Entscheidungen im Einzel-
fall.

(10) Bleibt trotz positiver Prognoseentscheidung der erhebliche Teil
der Arbeitsplatze nicht erhalten ist der Bericht zur ersten Glaubiger-
versammlung oder das Gutachten auszuwerten, ob Anhaltspunkte
fir einen Missbrauch vorliegen. Liegen die Voraussetzungen des §
45 Abs. 2 Satz 3 SGB X (Bosglaubigkeit) vor, ist die Entscheidung

BA Zentrale, GR 22
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uber die Zustimmung zur Vorfinanzierung gem. 8 170 Abs. 4 SGB IlI
nach pflichtgem&lRem Ermessen zuriickzunehmen.

3. Nachweis des Forderungsibergangs

(1) Der Forderungsibergang bzw. das Entstehen des Pfandrechts
gelten als nachgewiesen, wenn die Angaben des Dritten im An-
tragsvordruck mit den Angaben der Arbeitnehmerin oder des Ar-
beitnehmers und mit den Angaben in der Insg-Bescheinigung tber-
einstimmen.

(2) Stellt die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer keinen Antrag
auf Insg, geniigt zum Nachweis des Forderungsiibergangs bzw. des
Entstehens des Pfandrechts entweder eine Insg-Bescheinigung o-
der ein sonstiger Nachweis (z.B. Abtretungserkldrung). Bei Bean-
tragung von Insg durch Behorden ist zum Nachweis des Ubergangs
des Arbeitsentgeltanspruchs oder des Entstehens des Pfandrechts
am Arbeitsentgeltanspruch die Erklarung im Antragsvordruck aus-
reichend.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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Gesetzestext

§ 171 SGB Il
Verfigungen Uber das Insolvenzgeld

Nachdem das Insolvenzgeld beantragt worden ist, kann der Anspruch auf Insolvenzgeld wie
Arbeitseinkommen gepfandet, verpfandet oder Ubertragen werden. Eine Pfandung des An-
spruchs vor diesem Zeitpunkt wird erst mit dem Antrag wirksam.
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1. Ubertragung und Erwerb des Insg-Anspruchs
(1) Eine Auszahlung des Insg an Dritte nach 88 48, 49 SGB | kommt Ubertragung und
nicht in Betracht, weil Insg keine laufende Leistung ist. Die 88 53 - Erwerb des Insg-
55 SGB | finden gem. § 37 SGB | keine Anwendung. Anspruchs
(171.1)
Der Insg-Anspruch wird wie Arbeitsentgelt behandelt. Er unterliegt
daher den Pfandungsbeschrankungen gem. 88 850 ff. ZPO.
(2) Die RN 170.1 und 170.2 gelten mit der Mal3gabe, dass an die Entsprechende Gel-
Stelle des Anspruchs auf Arbeitsentgelt der Anspruch auf Insg tritt. tung
(171.2)
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Gesetzestext

§ 172 SGB Il
Datenaustausch und Datenibermittlung

(1) Ist der insolvente Arbeitgeber auch in einem anderen Mitgliedstaat der Européischen Union
tatig, teilt die Bundesagentur dem zustandigen auslandischen Trager von Leistungen bei Zah-
lungsunfahigkeit des Arbeitgebers das Insolvenzereignis und die im Zusammenhang mit der
Erbringung von Insolvenzgeld getroffenen Entscheidungen mit, soweit dies fur die Aufgaben-
wahrnehmung dieses auslandischen Tragers erforderlich ist. Ubermittelt ein auslandischer Tra-
ger der Bundesagentur entsprechende Daten, darf sie diese Daten zwecks Zahlung von Insol-
venzgeld nutzen.

(2) Die Bundesagentur ist berechtigt, Daten Uber gezahltes Insolvenzgeld fir jede Empfangerin
und jeden Empfanger durch Datenfernubertragung an die in § 32b Absatz 3 des Einkommen-
steuergesetzes bezeichnete Ubermittlungsstelle der Finanzverwaltung zu tbermitteln.
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1. Steuerfreiheit und Progressionsvorbehalt
(1) Das Insg ist nach &8 3 Nr. 2 EStG steuerfrei. Es unterliegt aller- Steuerfreiheit des
dings im Jahr des Zuflusses dem Progressionsvorbehalt. Insg

(172.1)
Auch das an Dritte ausgezahlte Insg ist der Arbeitnehmerin oder
dem Arbeitnehmer steuerlich im Rahmen des Progressionsvorbe-
halts zuzurechnen.
(2) Bei Vorfinanzierungen wurde mit dem Bundesfinanzministerium Besonderheit bei
eine zu RN 172.1 abweichende Methode zur Bestimmung des Zu- Vorfinanzierung
flussjahres vereinbart. Anstelle des Zeitpunktes der Zahlung an den (172.2)
Vorfinanzierer ist das Jahr des vorfinanzierten Monats maR3geblich.
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Gesetzestext

§ 175 SGB Il
Zahlung von Pflichtbeitragen bei Insolvenzereignis

(1) Den Gesamtsozialversicherungsbeitrag nach § 28d des Vierten Buches, der auf Arbeitsent-
gelte fur die letzten dem Insolvenzereignis vorausgegangenen drei Monate des Arbeitsverhalt-
nisses entféllt und bei Eintritt des Insolvenzereignisses noch nicht gezahlt worden ist, zahlt die
Agentur fur Arbeit auf Antrag der zustdndigen Einzugsstelle; davon ausgenommen sind Sdum-
niszuschlage, die infolge von Pflichtverletzungen des Arbeitgebers zu zahlen sind sowie die
Zinsen fur dem Arbeitgeber gestundete Beitrdge. Die Einzugsstelle hat der Agentur fir Arbeit
die Beitrage nachzuweisen und daflrr zu sorgen, dass die Beschéftigungszeit und das beitrags-
pflichtige Bruttoarbeitsentgelt einschlie3lich des Arbeitsentgelts, fur das Beitrédge nach Satz 1
gezahlt werden, dem zustandigen Rentenversicherungstrager mitgeteilt werden. Die 88 166,
314, 323 Absatz 1 Satz 1 und § 327 Absatz 3 gelten entsprechend.

(2) Die Anspriche auf die in Absatz 1 Satz 1 genannten Beitrage bleiben gegentiber dem Ar-
beitgeber bestehen. Soweit Zahlungen geleistet werden, hat die Einzugsstelle der Agentur fur
Arbeit die nach Absatz 1 Satz 1 gezahlten Beitrdge zu erstatten.
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1. Anspruchsvoraussetzungen

(1) Die Einzugsstellen kénnen den ausstehenden Gesamtsozialver- Voraussetzungen fur
sicherungsbeitrag nach § 28d SGB 1V, der auf Arbeitsentgelte fir die Beitragszahlung
den Beitragszeitraum (RN 175.6) entfallt, verlangen, wenn (175.1)

I ein Insolvenzereignis vorliegt (RN 165.8ff) und
I die Beitragsforderung im Zeitpunkt der Antragstellung noch
nicht verjahrt ist.

(2) Zum Gesamtsozialversicherungsbeitrag gehéren die Arbeitge- Gesamtsozialversi-
ber- und Arbeitnehmeranteile zur cherungsbeitrag
(175.2)
I Gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung
I Rentenversicherung
I Arbeitsforderung

AulRerdem gehdren zum Gesamtsozialversicherungsbeitrag

I der Beitragszuschlag fiir Kinderlose in der Pflegeversiche-
rung nach Vollendung des 23. Lebensjahres, vgl. 8 55 Abs.
3 SGB XI.

I der kassenindividuelle Zusatzbeitrag nach § 242 Abs. 1 SGB
V.

I Pauschalbeitrage bei geringfligiger versicherungsfreier Be-
schaftigung.

I die alleine vom Arbeitgeber zu tragenden Beitrage, wegen
des Bezugs von Kurzarbeitergeld.

Nicht zum Gesamtsozialversicherungsbeitrag gehoren die Beitrdge
zur freiwilligen oder privaten Kranken- und Pflegeversicherung so-
wie zu einer berufsstandischen Versorgungseinrichtung (RN
165.51). Ebenso sind Nebenforderungen (S&dumniszuschlage, Stun-
dungszinsen, Kosten der Beitreibung, etc.) nicht Bestandteil des
Gesamtsozialversicherungsbeitrags.

(3) Beruft sich die Einzugsstelle auf die vollstdndige Beendigung der Nachweise bei Be-
Betriebstétigkeit als Insolvenzereignis, hat sie die Indizien und Tat- triebseinstellung
sachen mitzuteilen, die aus ihrer Sicht fur die Zahlungsunfahigkeit (175.3)

sprechen. Dazu gehdren z.B. Pfandungsprotokolle, Vermogensaus-

kunfte oder Ergebnisse der Betriebsprifungen. Da auch im Anwen-

dungsbereich des § 175 SGB Ill der Amtsermittlungsgrundsatz gilt,

hat die AA im Zweifel auch eigene Ermittlungen vor der Entschei-

dung eines Antrages anzustellen. Eine ablehnende Entscheidung ist

ausfthrlich zu begriinden.
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2. Ermittlung des Anspruchs

(1) Far einen Anspruch auf Entrichtung des Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrags nach 8 175 SGB Il missen Versicherungspflicht, Bei-
tragszeitraum und Beitragshthe personenbezogen feststellbar sein.

Sind diese nur global und nicht personenbezogen feststellbar, be-
steht kein Anspruch gegen die BA.

2.1 Personenkreis

(1) Der Anspruch auf Entrichtung des Gesamtsozialversicherungs-
beitrags kann ausschlief3lich fir Arbeitnehmerinen und Arbeitneh-

mer im Sinne des § 165 Abs. 1 SGB Il bestehen. Die Beurteilung

richtet sich nach RN 165.2 und 165.5.

2.2 Beitragszeitraum

(1) Der maf3gebliche Beitragszeitraum entspricht dem Insg-Zeitraum
der jeweiligen Arbeitnehmerin oder des jeweiligen Arbeitnehmers,
fur den Beitrdge geltend gemacht werden, vgl. RN 165.30ff).

2.3 Bestimmung der Hohe

(1) Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag wird aus dem Arbeits-
entgelt ermittelt, das dem Grunde nach einen Anspruch auf Insg
auslosen kann, vgl. RN 165.43ff. Dies gilt ebenso fiir
Sonderzuwendungen oder Einmalzahlungen, vgl. RN 165.68ff.

Fur die zeitliche Zuordnung der Beitragsforderung ist weder ihre
Entstehung noch ihre Félligkeit, sondern ausschlielich die zeitliche
Zuordnung des ihr zugrunde liegenden Arbeitsentgeltanspruchs
mafdgebend, vgl. RN 165.62ff.

Die Gleichwohlgewé&hrung von Arbeitslosengeld steht der Beitrags-
forderung nicht entgegen, da Insg vorrangig zu leisten ist.

(2) Im Gegensatz zum Anspruch auf Insg fur Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer (vgl. RN 165.55) ist die Entgeltumwandlung fur
die Entrichtung des Gesamtsozialversicherungsbeitrags immer zu
bertcksichtigen.

2.4 Anfechtung der Beitragszahlung

(1) Wird der rechtmaRige Beitragsanspruch der Einzugsstelle durch
Zahlungen des Arbeitgebers erflllt und anschlieRend durch die In-
solvenzverwalterin oder den Insolvenzverwalter wirksam angefoch-
ten und von der Einzugsstelle zuriickgezahlt, lebt der Anspruch
wieder auf, vgl. 88 129ff InsO.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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Bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen ist ein solcher Bei-
tragsanspruch zu erfillen. Die Verjahrung ist ab Erfillung des Bei-
tragsanspruches durch den Arbeitgeber bis zur Riickzahlung in die
Insolvenzmasse gehemmt.

3. Unwirksamkeit des Leiharbeitsverhéltnisses

(1) Soweit eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer nach den in
RN 165.57ff dargelegten Kriterien einen Anspruch auf Insg hat, ist
auf dieser Basis der Gesamtsozialversicherungsbeitrag zu entrich-
ten.

4. Bearbeitung der Antrage

(1) Antragsberechtigt ist eine nach 8 28i SGB |V zusténdige Ein-
zugsstelle. Einzugsstellen sind die Trager der gesetzlichen Kran-
kenversicherung in Deutschland. Wird der Antrag von einem ande-
ren Antragsteller gestellt, ist der Antrag abzulehnen.

(2) Die BA entscheidet Uber den Antrag einer Einzugsstelle durch
Verwaltungsakt. Dabei ist sie an Feststellungen der Einzugsstelle
Uber die Versicherungspflicht, die Beitragshdhe und die Zahlungs-
pflicht nicht gebunden, sondern entscheidet Uber alle Anspruchsvo-
raussetzungen selbst. Sie ist nach 8 336 SGB Ill an das Ergebnis
eines Statusfeststellungsverfahrens gebunden.

(3) Die geltend gemachte Beitragsforderung ist anhand der Anga-
ben im Antrag der Einzugsstelle zu prifen. Dies erfolgt in der Regel
in folgenden Schritten:

I Stichprobenweise Priifung, ob der Beitragszeitraum (RN
175.6) richtig bestimmt wurde

I Prifung, ob die Gesamtforderung schliissig bestimmt wurde

I Stichprobenweiser Abgleich mit den Anspriichen von Arbeit-
nehmerinnen oder Arbeitnehmer

I Prifung, ob es Anhaltspunkte fiir Zweifel an der Arbeitneh-
mereigenschaft gibt

I Prufung, ob Nebenforderungen enthalten sind

(4) Verjahrte Beitrdge kdnnen nicht entrichtet werden. Die Verjah-
rung von Beitragsansprichen ist in 8 25 SGB |V geregelt. Der Bei-
tragsanspruch verjéhrt in vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjah-
res der Falligkeit. Vorsatzlich vorenthaltene Beitrage verjéhren in 30
Jahren.

Die durch einen unanfechtbar gewordenen Verwaltungsakt (Bei-
tragsbescheid) festgestellten Anspriiche verjahren nach § 52 Abs. 2
SGB X erst in 30 Jahren, auch wenn der Beitragsanspruch an sich
einer kirzeren Verjahrung unterliegt.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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Beruft sich die Einzugsstelle darauf, dass eine Verjahrung noch
nicht eingetreten ist, hat sie dies nachzuweisen.

(5) Eine endgiiltige Entscheidung Uber die Hohe des Gesamtsozial-
versicherungsbeitrages ist grundsatzlich erst moéglich, wenn der
Rentenversicherungstrager im Rahmen einer Betriebsprifung die
Beitragsschuld fiir den Insg-Zeitraum festgestellt hat.

(6) Es bestehen jedoch keine Bedenken, wenn die Einzugsstelle
anhand der vorliegenden Beitragsnachweise die Hohe der riick-
standigen Pflichtbeitrage fur den Insg-Zeitraum zunachst schatzt.
Dieser Betrag kann im Rahmen eines Vorschusses nach § 42 SGB |
geltend gemacht werden. Fir eine Vorschusszahlung muss zumin-
dest die Versicherungspflicht der Arbeitnehmerin oder des Arbeit-
nehmers feststehen.

Die Regelungen des § 168 SGB Il sowie § 328 Abs. 1 Nr. 3 SGB IlI
finden keine Anwendung.

5. Ruckzahlung von Beitragen

(1) Wurde der Gesamtsozialversicherungsbeitrag zu Unrecht ent-
richtet, erfolgt die Riicknahme des Verwaltungsakts nach Mafl3gabe
des § 45 SGB X. Die Erstattung richtet sich nach § 26 SGB IV.

(2) Fur die Weiterverfolgung der Beitragsanspriche ist die Einzugs-
stelle selbst zustéandig. Sofern Beitrage fir den Insg-Zeitraum reali-
siert werden, sind sie der BA zu erstatten. Die Betrage sind als Insg-
Ruckflisse an das BA-Service-Haus zu zahlen und in der Monats-
abrechnung Teil B unter den Ziffern 4.2 sowie 6.5 nachzuweisen.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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Gesetzestext
Anzeige- und Bescheinigungspflichten

§ 314
Insolvenzgeldbescheinigung

(1) Die Insolvenzverwalterin oder der Insolvenzverwalter hat auf Verlangen der Agentur fur Ar-
beit fur jede Arbeitnehmerin und jeden Arbeitnehmer, fir die oder den ein Anspruch auf Insol-
venzgeld in Betracht kommt, Folgendes zu bescheinigen:

1. die Hohe des Arbeitsentgelts fur die letzten drei Monate des Arbeitsverhaltnisses, die der Er-
offnung des Insolvenzverfahrens vorausgegangen sind sowie

2. die Hohe der gesetzlichen Abziige und derjenigen Leistungen, die zur Erfullung der Anspri-
che auf Arbeitsentgelt erbracht worden sind.

Das Gleiche gilt hinsichtlich der H6he von Entgeltteilen, die gemalR § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Be-
triebsrentengesetzes umgewandelt und vom Arbeitgeber nicht an den Versorgungstrager abge-
fuhrt worden sind. Dabei ist anzugeben, ob der Entgeltteil in einem Pensionsfonds, in einer
Pensionskasse oder in einer Direktversicherung angelegt und welcher Versorgungstrager fir
die betriebliche Altersversorgung gewahlt worden ist. Es ist auch zu bescheinigen, inwieweit die
Anspriiche auf Arbeitsentgelt gepféndet, verpfandet oder abgetreten sind. Dabei ist der von der
Bundesagentur vorgesehene Vordruck zu benutzen. Wird die Insolvenzgeldbescheinigung
durch die Insolvenzverwalterin oder den Insolvenzverwalter nach 8 36a des Ersten Buches
ubermittelt, sind zusétzlich die Anschrift und die Daten des Uberweisungsweges mitzuteilen.

(2) In den Fallen, in denen ein Insolvenzverfahren nicht eréffnet wird oder nach 8§ 207 der Insol-
venzordnung eingestellt worden ist, sind die Pflichten der Insolvenzverwalterin oder des Insol-
venzverwalters vom Arbeitgeber zu erfillen.

Auskunftspflichten

§ 316
Auskunftspflicht bei Leistung von Insolvenzgeld

(1) Der Arbeitgeber, die Insolvenzverwalterin oder der Insolvenzverwalter, die Arbeitnehmerin-
nen oder Arbeithnehmer sowie sonstige Personen, die Einblick in die Arbeitsentgeltunterlagen
hatten, sind verpflichtet, der Agentur fir Arbeit auf Verlangen alle Auskinfte zu erteilen, die fir
die Durchfiihrung der 88 165 bis 171, 175, 320 Absatz 2, des § 327 Absatz 3 erforderlich sind.
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(2) Der Arbeitgeber, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie sonstige Personen, die
Einblick in die Arbeitsunterlagen hatten, sind verpflichtet, der Insolvenzverwalterin oder dem In-
solvenzverwalter auf Verlangen alle Auskiinfte zu erteilen, die diese oder dieser fur die Insol-
venzgeldbescheinigung nach 8§ 314 benotigt.

Schadensersatz bei Pflichtverletzungen

8 321
Schadensersatz

Wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. eine Arbeitsbescheinigung nach 8 312, eine Nebeneinkommensbescheinigung nach 8 313
oder eine Insolvenzgeldbescheinigung nach 8§ 314 nicht, nicht richtig oder nicht vollstdndig aus-
fallt,

2. eine Auskunft auf Grund der allgemeinen Auskunftspflicht Dritter nach § 315, der Auskunfts-
pflicht bei beruflicher Aus- und Weiterbildung und bei einer Leistung zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben nach 8§ 318 oder der Auskunftspflicht bei Leistung von Insolvenzgeld nach § 316 nicht, nicht
richtig oder nicht vollstéandig erteilt,

3. als Arbeitgeber seine Berechnungs-, Auszahlungs-, Aufzeichnungs- und Mitteilungspflichten
bei Kurzarbeitergeld, Wintergeld und Leistungen zur Forderung von Transfermalinahmen nach
8§ 320 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 3 und 4a nicht erfullt,

4. als Insolvenzverwalterin oder Insolvenzverwalter die Verpflichtung zur Errechnung und Aus-
zahlung des Insolvenzgeldes nach § 320 Abs. 2 Satz 1 nicht erfuillt,

ist der Bundesagentur zum Ersatz des daraus entstandenen Schadens verpflichtet.

Antrag und Fristen

8§ 323
Antragserfordernis

(1) Leistungen der Arbeitsforderung werden auf Antrag erbracht. ...
2) ...

§ 324
Antrag vor Leistung

(1) Leistungen der Arbeitsférderung werden nur erbracht, wenn sie vor Eintritt des leistungsbe-
grindenden Ereignisses beantragt worden sind ...
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@) ...

(3) Insolvenzgeld ist abweichend von Absatz 1 Satz 1 innerhalb einer Ausschluf3frist von zwei
Monaten nach dem Insolvenzereignis zu beantragen. Wurde die Frist aus nicht selbst zu vertre-
tenden Grinden versdumt, wird Insolvenzgeld geleistet, wenn der Antrag innerhalb von zwei
Monaten nach Wegfall des Hinderungsgrundes gestellt worden ist. Ein selbst zu vertretender
Grund liegt vor, wenn sich Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht mit der erforderlichen
Sorgfalt um die Durchsetzung ihrer Anspriiche bemiiht haben.

Zustandigkeit

8 327
Grundsatz

(1) bis (2) ...

(3) Fur Kurzarbeitergeld, ergdnzende Leistungen nach § 102 und Insolvenzgeld ist die Agentur
flr Arbeit zustandig, in deren Bezirk die fir den Arbeitgeber zustandige Lohnabrechnungsstelle
liegt. Fur Insolvenzgeld ist, wenn der Arbeitgeber im Inland keine Lohnabrechnungsstelle hat,
die Agentur fur Arbeit zustandig, in deren Bezirk das Insolvenzgericht seinen Sitz hat. Fir Leis-
tungen zur Foérderung der Teilnahme an Transfermal3nahmen ist die Agentur fir Arbeit zustan-
dig, in deren Bezirk der Betrieb des Arbeitgebers liegt.

(4) bis (5) ..

(6) Die Bundesagentur kann die Zustandigkeit abweichend von den Absatzen 1 bis 5 auf ande-
re Dienststellen Ubertragen.
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Leistungsverfahren in Sonderfallen

§ 329
Einkommensberechnung in besonderen Fallen

Die Agentur fur Arbeit kann das zu beriicksichtigende Einkommen nach Anhérung der oder des
Leistungsberechtigten schatzen, soweit Einkommen nur fur kurze Zeit zu bertcksichtigen ist.

Umlage fir das Insolvenzgeld

§ 358
Aufbringung der Mittel

(1) Die Mittel fur die Zahlung des Insolvenzgeldes werden durch eine monatliche Umlage von
den Arbeitgebern aufgebracht. Der Bund, die Lander, die Gemeinden sowie Kdrperschaften,
Stiftungen und Anstalten des 6ffentlichen Rechts, Giber deren Vermégen ein Insolvenzverfahren
nicht zulassig ist, und solche juristischen Personen des o6ffentlichen Rechts, bei denen der
Bund, ein Land oder eine Gemeinde kraft Gesetzes die Zahlungsfahigkeit sichert, und private
Haushalte werden nicht in die Umlage einbezogen.

(2) Die Umlage ist nach einem Prozentsatz des Arbeitsentgelts (Umlagesatz) zu erheben. Mal3-
gebend ist das Arbeitsentgelt, nach dem die Beitrdge zur gesetzlichen Rentenversicherung fur
die im Betrieb beschaftigten Arbeithehmerinnen, Arbeithehmer und Auszubildenden bemessen
werden oder im Fall einer Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung zu be-
messen waren. Fir die Zeit des Bezugs von Kurzarbeitergeld, Saisonkurzarbeitergeld oder
Transferkurzarbeitergeld bemessen sich die Umlagebetrdge nach dem tatsachlich erzielten Ar-
beitsentgelt bis zur Beitragsbemessungsgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung.

(3) Zu den durch die Umlage zu deckenden Aufwendungen gehoren

1. das Insolvenzgeld einschlie3lich des von der Bundesagentur gezahlten Gesamtsozialversi-
cherungsbeitrages,

2. die Verwaltungskosten und
3. die Kosten fur den Einzug der Umlage und der Prifung der Arbeitgeber.

Die Kosten fur den Einzug der Umlage und der Prifung der Arbeitgeber werden pauschaliert.
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§ 359
Einzug und Weiterleitung der Umlage

1) Die Umlage ist zusammen mit dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag an die Einzugsstelle
zu zahlen. Die fur den Gesamtsozialversicherungsbeitrag geltenden Vorschriften des Vierten
Buches finden entsprechende Anwendung, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.

(2) Die Einzugsstelle leitet die Umlage einschlielich der Zinsen und Saumniszuschlage arbeits-
taglich an die Bundesagentur weiter.

§ 360
Umlagesatz

Der Umlagesatz betragt 0,15 Prozent.

§ 361
Verordnungserméachtigung

Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates

1. im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium fur
Wirtschaft und Technologie zum Ausgleich von Uberschiissen oder Fehlbestanden unter Be-
ricksichtigung der Beschéaftigungs- und Wirtschaftslage zu bestimmen, dass die Umlage jeweils
fur ein Kalenderjahr nach einem von 8§ 360 abweichenden Umlagesatz erhoben wird; dabei soll
ein niedrigerer Umlagesatz angesetzt werden, wenn die Ricklage die durchschnittlichen jahrli-
chen Aufwendungen der vorhergehenden funf Kalenderjahre tbersteigt, und ein hdherer, wenn
der Fehlbestand mehr als die durchschnittlichen jahrlichen Aufwendungen der vorhergehenden
funf Kalenderjahre betréagt,

2. die Hohe der Pauschale fur die Kosten des Einzugs der Umlage und der Prifung der Arbeit-
geber nach Anhorung der Bundesagentur, der Deutschen Rentenversicherung Bund, des Spit-
zenverbandes Bund der Krankenkassen und der Sozialversicherung fir Landwirtschaft, Forsten
und Gartenbau sowie der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See festzusetzen.
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Beschluss des Vorstandes der Bundesagentur fir Arbeit
geman § 327 Abs. 6 SGB Il vom 19.04.2013:
Ubertragung der Zustandigkeit nach § 327 Abs. 1 bis 5 SGB
lIl auf die Agenturen
fur Arbeit mit Sitz des Operativen Services (Vorlage an den
Vorstand Nr. 25/2013)

Beschlussvorschlag: Der Beschluss des Vorstandes der Bundesagentur fur Arbeit vom
21.06.2012, Vorlage an den Vorstand Nr. 47/2012, wird — wie folgt — neu gefasst.

Gem. 8§ 327 Abs. 6 SGB Il wird ab 01.05.2013 die Zustandigkeit nach § 327 Abs. 1 bis 5 SGB
lIl von den bisher zustéandigen Agenturen fur Arbeit auf diejenigen Agenturen fir Arbeit tbertra-
gen, die Standort des fir die jeweilige Leistung 6rtlich und fachlich zustandigen Operativen Ser-
vices sind. Davon unberihrt bleibt die Vermittlung und Beratung in den Agenturen fr Arbeit.

Weise Alt Becker
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Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend

1. Informationsquellen

(1) Um entscheidungsrelevante Informationen tber Insolvenzverfah-
ren schneller zu erhalten, sind die Insolvenzdaten im Internet unter
www.insolvenzbekanntmachungen.de zu nutzen. Ist hier kein
Eintrag zu finden, ist beim zustandigen Insolvenzgericht schriftlich
anzufragen.

(2) Als Arbeitgeberdatensatz in ZERBERUS ist bei natirlichen Per-
sonen ein STEP-Personendatensatz zuzuordnen. Damit ist sicher-
gestellt, dass die Insolvenz auch auf3erhalb des Betriebskontextes
bertcksichtigt werden kann.

Zur Insolvenzverwalterin oder zum Insolvenzverwalter kann nach §
56 Abs. 1 InsO nur eine natirliche Person bestellt werden. Daher
sind auch diese zwingend als Personendatensatz in STEP anzule-
gen und in ZERBERUS zuzuordnen. Dadurch ist auch bei Wechsel
der Kanzlei oder der Rechtsform eine Kontinuitat des Datensatzes
sichergestellt. Dies gilt analog fir Sachwalterinnen und Sachwalter.

(3) Liegen Informationen tber

I eine vermutliche Insolvenz (i.d.R. wegen gestellter Antrage

auf Insg oder Anordnung der vorlaufigen Insolvenzverwal-

tung),

einen Antrag auf Eréffnung des Insolvenzverfahrens,

die Er6ffnung eines Insolvenzverfahrens,

die Abweisung eines Insolvenzantrages mangels Masse

oder

I die vollstandige Einstellung der Betriebstatigkeit wegen Zah-
lungsunfahigkeit

vor, werden diese automatisiert aus ZERBERUS an STEP Ubermit-
telt. Dadurch wird die Prifung von leistungsrechtlichen Konsequen-
zen und Aufrechnungsmoglichkeiten erleichtert. Der Insg-Akte sind
alle bekannten Betriebe des Arbeitgebers aus STEP zuzuweisen.

Liegen nur Beschlisse des Insolvenzgerichts vor, ist der Arbeitge-
berdatensatz in ZERBERUS mit dem Status ,Hinweisakte* anzule-
gen. Dies gilt nicht bei Beschliissen, die in einem Verbraucherinsol-
venzverfahren (sog. IK-Beschluss) erlassen wurden.

(4) Informationen zum Stand des Insolvenzverfahrens stehen mitt-
lerweile in vielen Insolvenzverfahren kennwortgeschitzt (PIN) auf
einer Internetplattform der Insolvenzverwalterin oder des Insolvenz-
verwalters zur Verfigung und sind zu nutzen.

(5) Unter www.handelsregister.de ist ein zentrales deutsches Unter-
nehmensregister eingerichtet, das neben den Daten der Handelsre-
gister auch andere Unternehmensdaten aus offentlichen Registern

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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und Datenbanken enthélt. Zu Informationszwecken kann jeder Ein-
sicht in das Handelsregister nehmen. Der Abruf von Daten aus dem
Handelsregister hat wegen der elektronischen Registerfiihrung aus-
schliel3lich Uber das Internet zu erfolgen.

Fur den Abruf ist eine Registrierung im Registerportal erforderlich.
Die Kosten sind unter dem Hauptvorgang 5520 und Teilvorgang
0006 zu buchen.

2. Antragsverfahren

(1) Insg (Arbeitsentgelt und Gesamtsozialversicherungsbeitrage)
wird nur auf Antrag gezahlt. Der Antrag von Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmers sowie von Dritten ist zur Wahrung der Ausschluss-
frist weder an eine Form gebunden noch ist ein bestimmter Inhalt
vorgeschrieben. Die Antragstellerin oder der Antragsteller muss je-
doch den insolventen Arbeitgeber konkret benennen. Es ist nicht er-
forderlich, dass der Antrag auf einen bestimmten Betrag gerichtet
ist. Insg-Antrage kénnen bei jeder AA und bei denin 8 16 SGB | ge-
nannten Stellen wirksam gestellt werden.

(2) Fur die formgebundene Antragstellung sind ausschlieRlich die
zentral herausgegebenen Vordrucke zu verwenden. Die Verwen-
dung dezentraler Vordrucke ist nur zuldssig, wenn keine zentralen
Vordrucke zur Verfligung stehen.

2.1 Ausschlussfrist

(1) Bei der Berechnung der Ausschlussfrist zahlt der Insolvenztag
nicht mit. Die Frist endet deshalb mit dem Ablauf des Tages, der
durch seine Zahl dem Insolvenztag entspricht, vgl. 8 26 Abs. 1 SGB
X i.V.m. 88 187, 188 BGB, Ausnahme: § 193 BGB. Die Ausschluss-
frist findet nur bei Antragen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern oder Dritten Anwendung. Beruht der Anspruch des Dritten auf
einer Pfandung oder Verpfandung des Arbeitsentgeltanspruchs, ist
die Antragsfrist auch gewahrt, wenn die Arbeitnehmerin oder der
Arbeitnehmer fristgemaf Insg beantragt hat.

(2) Sofern die Antragstellerin oder der Antragsteller die Ausschluss-
frist versdumt hat, ist durch Anhérung zu ermitteln

I weshalb der Antrag verspatet gestellt wurde (Antragshinder-
nis),

I welche konkreten MaRnahmen zur Durchsetzung der Entgel-
tansprtche ergriffen wurden und

I wann und wodurch die Antragstellerin oder der Antragsteller
von dem Insolvenzereignis Kenntnis erlangt hat.

Anhand dieser Angaben ist zu prifen, ob eine Nachfrist eingerdumt
werden kann.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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(3) Ein entschuldbares Antragshindernis kann nur in

I der Unkenntnis des Insolvenzereignisses oder
I dem Fehlen von offenen Arbeitsentgeltanspriichen (Anfech-
tung)

liegen. Alle weiteren Griinde (z.B. Unkenntnis der Insg-Regelung
oder der Ausschlussfrist) flr eine verspatete Antragstellung kénnen
— unabhéangig vom Verschuldensgrad — nicht zur Einriumung einer
Nachfrist flhren.

(4) Die Unkenntnis des Insolvenzereignisses ist von der Antragstel-
lerin oder dem Antragsteller nicht zu vertreten, wenn sie oder er sich
mit der erforderlichen Sorgfalt um die Durchsetzung der offenen An-
spriche bemiht hat. In der Regel wird die Antragstellerin oder der
Antragsteller im Rahmen von konkret ergriffenen MaRnahmen von
einem Insolvenzereignis erfahren. Bei der Bewertung sind die Be-
sonderheiten des Einzelfalles — auch unter Berlicksichtigung der
personlichen Zumutbarkeit — angemessen zu wurdigen.

(5) Die Antragstellerin oder der Antragsteller handelt im Zusam-
menhang mit der Anfechtung von Entgeltzahlungen nicht schuldhatft,
wenn die Voraussetzungen der RN 166.6 vorliegen.

(6) Das Antragshindernis ist weggefallen, wenn die Antragstellerin
oder der Antragsteller nach nicht zu vertretender Unkenntnis des In-
solvenzereignisses von diesem Kenntnis erlangt. Hierbei kommt es
auf die positive Kenntnis der Antragstellerin oder des Antragstellers
vom Insolvenzereignis an, vgl. analog RN 165.41.

Die Nachfrist wird nicht er6ffnet, wenn das nicht zu vertretende An-
tragshindernis wahrend des Laufs der Ausschlussfrist weggefallen
ist und es der Antragstellerin oder dem Antragsteller zumutbar war
die Frist einzuhalten.

(7) Die Antragstellerin oder der Antragstellerin muss sich auch das
Verschulden und die Kenntnis vom Insolvenzereignis ihres oder
seines Vertreters zurechnen lassen, wenn die oder der Bevollmach-
tigte umfassend mit der Durchsetzung von Arbeitsentgeltanspri-
chen beauftragt war. Sie oder er gilt damit auch als Vertreter im So-
Zialrechtsverhaltnis.

(8) Die Nachfrist beginnt am Tag nach Wegfall des Hinderungs-
grundes und betragt zwei Monate. Zum Verlauf vgl. RN Verfahren.7.

3. Zustandigkeit

(1) Zustandig fur die Gewahrung des Insg ist der OS, in dessen Be-
zirk die Lohnabrechnungsstelle des Arbeitgebers liegt. Lohnabrech-
nungsstelle ist die Stelle, in der die Lohnunterlagen im Zeitpunkt des

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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Insolvenzereignisses gefiihrt werden. Zu den Lohnunterlagen geho-
ren z.B:

I Personalakten,
I Arbeitszeitnachweise
I Entgeltkonten

Alleine die Abrechnung der Entgelte durch einen Dritten (z.B. Steu-
erberater) begrindet keine andere Zustandigkeit.

Hat der Arbeitgeber mehrere Lohnabrechnungsstellen kann dies die
Zustandigkeit mehrerer OS begriinden. In derartigen Fallen bietet
sich die Konzentration in einem OS, z.B. den in dessen Bezirk der
Hauptsitz des Unternehmens liegt, an.

(2) Wenn weder die Lohnabrechnungsstelle noch das zustandige
Insolvenzgericht im Inland liegen, ist der OS zustandig, in dessen
Bezirk die Arbeitnehmerin oder der Arbeithnehmer ihren bzw. seinen
Wohnsitz hat. Fehlt ein Wohnort im Inland, ist der OS zustandig, in
dessen Bezirk die Beschéftigung ausgeilbt wurde. Wurde die Be-
schéaftigung in mehreren OS-Bezirken (z.B. bei Vertretern) ausge-
Uibt, ist der OS zustandig, in dessen Bezirk die fiir die Beschaftigung
zustandige Einzugsstelle ihren Sitz hat.

4. Auskunftspflichten

(1) Die Auskunftspflicht nach § 316 SGB Ill umfasst alle Umstande,
die zur Feststellung der Insg-Anspriiche inklusive der Vorschuss-
zahlung erforderlich sind. Zur Erteilung dieser Auskiinfte sind alle
verpflichtet, die Einblick in die Arbeitsentgeltunterlagen haben oder
hatten. Diese sind insbesondere

I der Arbeitgeber,

I die (vorlaufige) Insolvenzverwalterin bzw. Sachwalterin oder
der (vorlaufige) Insolvenzverwalter bzw. Sachwalter,

I Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer oder

I Dritte, wie z.B. Steuerberater.

Die Auskunftspflicht ist 6ffentlich-rechtlicher Natur und kann im We-
ge des Verwaltungszwangs (z.B. Ordnungswidrigkeit oder Zwangs-
mittel nach dem Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz) durchgesetzt
werden. Dies setzt ein Auskunftsersuchen des OS mit Rechtsbehelf
voraus, in dem der Zweck und der Umfang der bendétigten Informa-
tionen dargelegt werden. Die Auskunftspflicht wird nicht dadurch
eingeschrankt, dass der Auskunftspflichtige im Einzelfall Nachfor-
schungen im zumutbaren Rahmen anstellen muss.

Diese Auskunftspflichten gelten analog gegentber dem Aussteller
der Insg-Bescheinigung. Zwangsmittel kénnen jedoch auch hier nur
durch die BA eingeleitet werden.

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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5. Ausstellung und Prifung der Insolvenzgeldbe-
scheinigung

(1) Zur Ausstellung einer Insg-Bescheinigung ist

I im eroffneten Insolvenzverfahren die Insolvenzverwalterin
oder der Insolvenzverwalter.

I im eroffneten Insolvenzverfahren in Eigenverwaltung die
Sachwalterin oder der Sachwalter (entspr. 88 270, 270c und
274 Ins0O).

I in allen anderen Fallen der Arbeitgeber.

Es bestehen keine Bedenken selbst entwickelte Vordrucke als Insg-
Bescheinigung anzuerkennen, sofern sie den gesetzlichen Vorga-
ben entsprechen. Uber die Anerkennung entscheiden die Dienst-
stellen in eigener Zustandigkeit.

(2) Eingegangene Insg-Bescheinigungen sind insbesondere zu pri-
fen, ob Sonderzahlungen, auffallige Entgeltbestandteile (Art oder
Hohe), Zweifel an der zeitlichen Zuordnung zum Insg-Zeitraum oder
erhebliche Abweichungen beim laufenden Arbeitsentgelt beschei-
nigt wurden. Soweit Auffalligkeiten festgestellt wurden, sind diese
mit dem Aussteller — ggf. unter Beteiligung der Antragstellerin oder
des Antragstellers — zu klaren.

(3) Sofern Differenzen zwischen den Angaben der Antragstellerin
oder des Antragstellers und denen in der Insg-Bescheinigung nicht
aufgeklart werden kdnnen, ist der Antrag in Hohe des strittigen Teils
abzulehnen.

6. Verwaltungsverfahren

(1) Im Rahmen des Antragsverfahrens ist die BA kraft Gesetzes da-
zu verpflichtet, die Voraussetzungen fir die Zahlung des Insg sowie
der rickstandigen Gesamtsozialversicherungsbeitrage von Amts
wegen zu prifen und die notwendigen Beweismittel hinzuzuziehen,
vgl. 88 20ff SGB X.

Die Pflicht zur Sachaufklarung erstreckt sich nicht auf Tatsachen,
fur deren Bestehen die Umstande des Einzelfalls keine Anhalts-
punkte bieten. In diesen Fallen ist der Antrag abzulehnen und aus-
fuhrlich zu begrinden.

(2) Kann eine Insg-Bescheinigung nicht beschafft werden, ist der
Insg-Anspruch von Amts wegen zu berechnen. Dazu ist das Pro-
gramm ,Lexware Lohnauskunft® zu nutzen. Hierflr kénnen z.B. fol-
gende Unterlagen herangezogen werden:

I Arbeitsvertrag
I letzte Entgeltabrechnungen

BA Zentrale, GR 22
Stand: 20.12.2018
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I Kundigung oder Aufhebungsvertrag
I wahrheitsgemaRe Erklarung
I Klageschrift und Urteil/Vergleich im Arbeitsrechtsstreit

Auch bei der Berechnung von Amts wegen bildet der gesetzliche
oder tarifliche Mindestlohn die Untergrenze der Hohe des Insg, vgl.
RN 165.45. Dabei spielt es keine Rolle, ob der Arbeitgeber bisher
nicht den Mindestlohn gezahlt hat.

Bei der Berechnung von Baulohn ist die Winterbeschéftigungsumla-
ge abzuziehen, vgl. RN 167.6.

(3) Hat die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer gegen den Ar-
beitgeber den Anspruch auf Arbeitsentgelt fir den Insg-Zeitraum ar-
beitsgerichtlich geltend gemacht, so stellt das rechtskraftig zuge-
sprochene Arbeitsentgelt die Obergrenze des Insg-Anspruchs dar.
Allerdings ist zu prifen, inwieweit diesem Anspruch solche Umstén-
de entgegenstehen, die im arbeitsgerichtlichen Verfahren keine Rol-
le gespielt haben. Soweit das Arbeitsgericht einen Arbeitsentgeltan-
spruch rechtskraftig verneint hat, steht der Arbeitnehmerin oder dem
Arbeitnehmer kein Insg zu, da ein rechtskraftig abgelehnter Arbeits-
entgeltanspruch nicht mehr insolvenzbedingt ausfallen kann. Zur
Auslegung von Abfindungsvereinbarungen vgl. RN 166.2.

(4) Die Aufrechnung gegen den Anspruch auf Insg richtet sich nach
§ 51 Abs. 1 i.V.m. 8 54 Abs. 2 SGB | sowie den dazu ergangenen
fachlichen Weisungen (8 51 SGB | und § 54 SGB 1). Nach dem
Wortlaut des § 51 Abs. 1 SGB | ist § 171 SGB Il fur die Bestim-
mung des aufrechenbaren Betrages nicht maf3geblich, sondern re-
gelt die Pfandung, Verpfandung und Ubertragung des Insg-
Anspruches.

Der nach 8§ 54 Abs. 2 SGB | geforderten Billigkeit entspricht es,
wenn der Aufrechnungsbetrag anhand des fur den Insg-Zeitraum
pfandbaren Arbeitsentgelts ermittelt wird. Dazu wird flir jeden im
Insg-Zeitraum liegenden Entgeltabrechnungszeitraum der pféandba-
re Betrag bestimmt. Hierbei wird auf die Tabellen zu § 850c ZPO
verwiesen, vgl. auch die fachlichen Weisungen zu § 54 SGB |, Ziffer
1.8. Es kann héchstens gegen die Summe dieser pfandbaren Be-
trdge aufgerechnet werden. Eine Unterstiitzung kann hier auch das
Tool ,Lexware Lohnauskunft* bieten.

(5) Die Bescheide sind ausschlieZlich im IT-Verfahren ZERBERUS
zu erstellen. Eine individuelle Begriindung ist insbesondere dann er-
forderlich, wenn dem Anliegen der Antragstellerin oder des Antrag-
stellers nicht in vollem Umfang entsprochen werden kann.

BA Zentrale, GR 22
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7. Bundelung der Teilaufgabe Insg-Refinanzierung

7.1 Organisation der Aufgabenerledigung

(1) Die Teilaufgabe Insg-Refinanzierung wird an 24 Stitzpunkten fir Organisation Insg-
einen oder mehrere OS wahrgenommen. Sie wird von den Ersten Refinanzierung
Fachkraften Insolvenzgeld-Refinanzierung (EFI) wahrgenommen. (Verfahren.27)

Die Dienst- und Fachaufsicht obliegt der Teamleiterin oder dem

Teamleiter des KIA-Teams, dem die EFI organisatorisch angeglie-

dert ist.

(2) Die Regelung der Vertretung der EFI obliegt der Teamleiterin Vertretung der EFI
oder dem Teamleiter. Die EFI darf nicht zur Vertretung der Mitarbei- (Verfahren.28)
terinnen oder der Mitarbeiter in den KIA-Teams eingesetzt werden.

Bei langerfristiger Abwesenheit (z.B. Krankheit) erfolgt die Vertre-

tung der EFI untereinander im Statistikverbund.

7.2 Aufgaben der EFI

(1) Der EFI obliegt (ggf. OS-ubergreifend) die Wahrnehmung der Kernaufgaben
Teilaufgabe Insg-Refinanzierung und die Durchfihrung der dafir (Verfahren.29)
notwendigen Abstimmungen mit den zugeordneten KIA-Teams und
externen Partnern. Sie vertritt die BA in ihrem Zustandigkeitsbereich
im Fall der Klageerhebung vor den Amts- bzw. Arbeitsgerichten. Da-
fur ist ihr im erforderlichen Umfang Vertretungsvollmacht zu erteilen.

Wichtigste Aufgabe der EFI ist die Refinanzierung durch

I Verfolgung von Anspriichen auf Schadensersatz nach § 826
BGB bei Einstellung von Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmern
nach Eintritt der Insolvenzreife.

I Prufung und Geltendmachung von Anspriichen bei Betriebs-
ubergadngen gem. § 613 a BGB.

Kernaufgaben sind weiterhin die Aufnahme und Pflege von Kontak-
ten zu internen (z.B. KIA-Teams; BdG der AA) und externen (z.B.
Insolvenzgerichte, Staatsanwaltschaften) Schnittstellenpartnern so-
wie die

Anspruchsverfolgung bei sog. Firmenbestattungen.
Geltendmachung von Anspriichen aus 8§ 128, 160 HGB.
Prifung: Feststellungsklagen gegen Insolvenzverwalter.
Beteiligung an Verhandlungen im Vorfeld von Betriebsuber-
nahmen.

Die Sollstellung der zivilrechtlichen Anspriche erfolgt durch die EFI.

(2) Herausragende Unterstiitzungsaufgabe ist die Vertretung der BA Weitere Aufgaben
in Glaubigerausschiissen, vgl. RN 169.24. Daneben unterstitzen (Verfahren.30)
und beraten die EFI die KIA-Teams bei Bedarf wie folgt:
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Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend

I wahrnehmung von Terminen, z.B.

o0 vor den Arbeits- oder Amtsgerichten

0 Teilnahme an Glaubigerversammlungen
Klarung von Rechtsfragen bei Auslandsbezug
Klarung schwieriger rechtlicher Fragestellungen
Stellungnahmen in SGG-Verfahren mit Insg-Bezug
Prifung von Auf- und Verrechnungsmaglichkeiten

7.3 Verfahrenshinweise

(1) Das Verfahren zu Schadensersatzanspriichen nach § 826 BGB
ist in RN 169.15ff geregelt. Soweit Antworten der Staatsanwalt-
schaft im KIA-Team eingehen, sind diese ohne Vorprifung an die
EFI weiterzuleiten.

(2) Die KIA-Teams prifen jeden Fall auf Hinweise, die auf einen
madglichen Betriebstibergang hindeuten. Dies kénnen z.B.

I AuRerungen von Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmern,

I Presseveroffentlichungen,

I Auskunfte der (vorlaufigen) Insolvenzverwalterin bzw. Sach-
walterin oder des (vorlaufigen) Insolvenzverwalter bzw.
Sachwalter oder

I Auswertung der Berichte

sein.

Die Prifung sollte im Rahmen der endgultigen Geltendmachung des
Anspruchstibergangs nach § 169 SGB Ill in ZERBERUS dokumen-
tiert werden. Liegen Hinweise in diesem Sinne vor, wird EFI unter
kurzer Darstellung des Sachverhalts eingeschaltet. Daneben pruft
die EFI eigeninitiativ Insg-Falle wegen maglicher Betriebstibergan-

ge.

Bei Vorliegen eines Betriebslbergangs erfolgen die Geltendma-
chung sowie ggf. Vergleichsverhandlungen bzw. die Fihrung des
arbeitsgerichtlichen Verfahrens einschlie8lich der Wahrnehmung
der Gerichtstermine grundsatzlich durch die EFI.

(3) Die Prifung der Haftung von (ausgeschiedenen) Gesellschaftern
im Sinne der RN 169.13 und 169.14 obliegt ebenfalls der EFI.

(4) Auf EFI-Wiki werden weitere Regelungen zu Verfahrensablaufen
sowie spezielle Informationen und Arbeitshilfen bereitgestellt.

(5) Beim Abschluss von Vergleichen in Insolvenzgeldverfahren ab
50.000 EUR Gesamtforderung ist ausschliel3lich und zwingend der
BfdH der Zentrale zu beteiligen.
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(6) Die Ausgaben fir Verfahren vor den Arbeits- und Amtsgerichten
sind unter HV 5520 und TV 0004 zu buchen. Dies schliel3t Kosten
im Rahmen des Insolvenzverfahrens ein.

(7) Die RD begleiten fachaufsichtlich die Tatigkeit der EFI und neh-
men notwendige Korrekturen zur Optimierung der Arbeitsergebnisse
vor. Dabei ist insbesondere auf eine gleichmafige Behandlung bzw.
Bearbeitung aller Handlungsfelder zu achten.

8. Aktenfuhrung

(1) Die Vorgénge zu einer Insolvenz (Antrage, Schriftverkehr etc.)
sind als elektronische Fachakte im Basisdienst eAkte unter Bildung
entsprechender Fachschlissel und Beachtung der vorgegebenen
Aktentypen zu fhren. Bei der Aktenfiihrung und Aussonderung sind
die Arbeitshilfen und Mindeststandards (Akteninhaltsliste[Anlage 3
zum Berechtigungskonzept], Freitexte) der eAkte zu beachten.

Die Nummer der Insg-Akte dient als Aktenzeichen/Fachschlissel.

9. Zuleitungsverpflichtung an die Teams OWi und
SGG

(1) Die Verletzung der Bescheinigungs- und Auskunftspflichten ist
nach § 404 Abs. 2 Nrn. 22, 23 und 26 SGB Il buRgeldbewehrt. Die
Aufforderung, Bescheinigungs- oder Auskunftspflichten nachzu-
kommen, ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Die
Abgabe zur Einleitung eines OWi-Ermittlungsverfahrens kann erst
nach Bestandskraft des Bescheides erfolgen, mit dem Bescheini-
gungen oder Auskinfte eingefordert wurden.

Fur jede Uberzahlung an Arbeitnehmer oder Dritte bzw. jeden Ver-
dachtsfall auf Vorliegen einer Ordnungswidrigkeit oder einer Straftat
ist dem Team OWi ein Vordruck BA 1l OWIG 2 zuzuleiten.

(2) Eingehende Widerspriche sind ausnahmslos sofort der zustén-
digen Rechtsbehelfsstelle des OS zuzuleiten. Die Rechtsbehelfs-
stelle entscheidet abschlieRend, ob eine Vorwegabhilfeprifung im
konkreten Widerspruchsverfahren zwingend erforderlich ist. Ist dies
der Fall, wird der Widerspruch an das KIA-Team Ubergeben. Das
KIA-Team fihrt innerhalb von 14 Kalendertagen die Vorwegabhilfe-
prifung durch und leitet seine Entscheidung der zustdndigen
Rechtsbehelfsstelle zu.
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Gesetzestext
§ 157 SGB Il
Ruhen des Anspruchs bei Arbeitsentgelt und Urlaubsabgel-
tung

(1) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht wahrend der Zeit, fur die die oder der Arbeitslose
Arbeitsentgelt erhalt oder zu beanspruchen hat.

(2) Hat die oder der Arbeitslose wegen Beendigung des Arbeitsverhaltnisses eine Urlaubsabgel-
tung erhalten oder zu beanspruchen, so ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld fir die Zeit des
abgegoltenen Urlaubs. Der Ruhenszeitraum beginnt mit dem Ende des die Urlaubsabgeltung be-
grindenden Arbeitsverhaltnisses.

(3) Soweit die oder der Arbeitslose die in den Abséatzen 1 und 2 genannten Leistungen (Arbeits-
entgelt im Sinne des § 115 des Zehnten Buches) tatsachlich nicht erhalt, wird das Arbeitslosen-
geld auch fir die Zeit geleistet, in der der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht. Hat der Arbeitgeber
die in den Absétzen 1 und 2 genannten Leistungen trotz des Rechtsiibergangs mit befreiender
Wirkung an die Arbeitslose, den Arbeitslosen oder an eine dritte Person gezahlt, hat die Bezie-
herin oder der Bezieher des Arbeitslosengeldes dieses insoweit zu erstatten.

8 115 SGB X
Anspriche gegen den Arbeitgeber

(1) Soweit der Arbeitgeber den Anspruch des Arbeitnehmers auf Arbeitsentgelt nicht erfullt und
deshalb ein Leistungstrager Sozialleistungen erbracht hat, geht der Anspruch des Arbeitnehmers
gegen den Arbeitgeber auf den Leistungstrager bis zur Hohe der erbrachten Sozialleistungen
Uber.

(2) Der Ubergang wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Anspruch nicht (ibertragen, ver-
pfandet oder gepfandet werden kann.

(3) An Stelle der Anspriiche des Arbeitnehmers auf Sachbeziige tritt im Falle des Absatzes 1 der
Anspruch auf Geld; die Hohe bestimmt sich nach den nach 8§ 17 Satz 1 Nr. 3 des Vierten Buches
festgelegten Werten der Sachbeziige.
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Gultig ab: 20.12.2018
Gultigkeit bis: fortlaufend

1. Anspruchsibergang

(1) Soweit Arbeitsentgeltanspriiche fur die Zeit nach Eroffnung des
Insolvenzverfahrens gem. § 115 Abs. 1 SGB X i.V.m. § 157 Abs. 3
Satz 1 SGB Ill wegen der Gewahrung von Arbeitslosengeld auf die
BA Ubergegangen sind, sind sie als sonstige Masseverbindlichkeiten
nach 8§ 55 Abs. 1 Nr. 2, 2. Alt. i.V.m. § 108 Abs. 1 InsO zu befriedigen.
Nach & 53 InsO sind diese vorweg (vor den Forderungen nach § 38
InsO) zu befriedigen.

(2) Masseverbindlichkeiten werden nicht oder nur teilweise befriedigt,
wenn Masseunzulanglichkeit nach 8 208 InsO angezeigt und das
Verfahren nach § 211 InsO eingestellt wurde. Dies gilt nicht, wenn
die Anzeige der Masseunzulanglichkeit wegen Anderung der wirt-
schaftlichen Verhaltnisse zuriickgenommen wurde.

Masseverbindlichkeiten werden nicht befriedigt, wenn das Insolvenz-
verfahren mangels Masse nach § 207 InsO eingestellt wird.

2. Verfahren

(1) Um eine einheitliche Behandlung sicherzustellen und Forderungs-
ausfalle zu vermeiden, ist ausschlie3lich das KIA-Team fir die Bezif-
ferung und Verfolgung von Masseverbindlichkeiten nach RN Masse.1
zustandig. Die Aufgaben des Inkasso-Service bleiben davon unbe-
rahrt. Dies umfasst folgende Téatigkeiten:

I Ermittlung der Hohe der auf die BA (ibergegangenen Arbeits-
entgeltanspriche und der zu erstattenden SV-Beitrdge
I Bezifferung der Forderung gegeniiber der Insolvenzverwalte-
rin oder dem Insolvenzverwalter
I Mitteilung an AlgPlus-Teams iiber
o Bezifferung der Forderung und ggfs. deren Anderun-
gen/Rucknahme. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass
die Alg-Akte fur die Dauer des Einziehungsverfahrens
nicht vernichtet werden darf.
0 Zahlungseingang/Korrektur der Anspruchsdauer bzw.
anderweitige Erledigung
I Ubersendung an Inkasso-Service
0 Geltendmachung/Erstattungsbescheid mit Anlagen
und ggfs. Anderungen/Riicknahme
0 Beschlisse zur Masseunzulénglichkeit
o0 Einstellung des Insolvenzverfahrens

Zur Ermittlung der Hohe der Ubergegangenen Arbeitsentgeltanspri-
che und der zu erstattenden SV-Beitrdge nutzt das KIA-Team
COLIBRI. Zur Dokumentation kann der Berechnungsbogen aus BK
(83s157-50; ID24371) verwendet werden.
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Das AlgPlus-Team ist nur in Zweifelsfallen aufzufordern den Berech-
nungsbogen zu erstellen. Dies betrifft insbesondere Félle, in denen
die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer eine Urlaubsabgeltung o-
der eine Entlassungsentschadigung beanspruchen kann.

(2) Spatestens drei Monate nach Er6ffnung des Insolvenzverfahren
ist bei der Insolvenzverwalterin oder dem Insolvenzverwalter eine Ar-
beitnehmerliste anzufordern. Der Zeitpunkt ist im Hinblick auf etwaige
Ausschlussfristen zu wahlen. Diese Liste soll zu jeder Arbeitnehmerin
und jedem Arbeitnehmer folgende Informationen enthalten:

Beginn des Arbeitsverhéaltnisses

Ende des Arbeitsverhaltnisses

Beginn einer evtl. Freistellung

Urlaubsabgeltung

Entlassungsentschadigung (wenn Kindigungsfrist nicht ein-
gehalten)

Bei der Anforderung dieser Liste ist der Anspruchsiibergang dem
Grunde nach geltend zu machen. Dabei ist auch der Verzicht auf die
Einrede der Verjahrung sowie auf die Geltendmachung von Aus-
schlussfristen einzuholen.

(3) Sechs Monate nach der Insolvenzerdffnung sind anhand der be-
kannten Daten zu Anspruchsibergangen die Masseverbindlichkeiten
gegeniber der Insolvenzverwalterin oder dem Insolvenzverwalter zu
beziffern. Der Zeitpunkt wurde im Hinblick auf das Auslaufen des Voll-
streckungsschutzes nach § 90 InsO gewahilt.

Die Geltendmachung der Sozialversicherungsbeitrdge nach 8 335
Abs. 3 und 5 SGB lll ist im Gegensatz zum Anspruchsiibergang ein
Verwaltungsakt und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

Die Geltendmachung ist nicht davon abhangig, dass die Liste nach
RN Masse.4 eingegangen ist. Fehlt sie, ist parallel an die Ubersen-
dung zu erinnern.

(4) Die ubergegangenen Arbeitsentgeltanspriiche sind im Vertrags-
gegenstand 4002 unter HV/TV 1400/0001 mit zivilrechtlicher Beitrei-
bung zum Soll zu stellen. Da fir die Titelbeschaffung nach DA 18.2.3
KEBest bei zivilrechtlichen Forderungen grundsatzlich der Inkasso-
Service zustandig ist, ist keine Mahnsperre zu erfassen. Sofern der
Anspruchstibergang jedoch dem Grunde oder der Hohe nach bestrit-
ten wird, obliegt dem KIA-Team nach DA 18.2.4 KEBest die Titelbe-
schaffung. Die Verjahrungsfrist betragt drei Jahre nach Entstehung
des Entgeltanspruchs.

Die Falligkeit darf maximal vier Wochen ab der Geltendmachung in
der Zukunft liegen.
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(5) Die Sozialversicherungsbeitrdge sind im Vertragsgegenstand ERP/Sozialversiche-
6301 unter HV/TV 1400/0002 bis 0004 mit 6ffentlich-rechtlicher Bei- rungsbeitrage
treibung zum Soll zu stellen. Die Verjahrungsfrist betragt vier Jahre (Masse.7)
nach Bescheiderteilung.
Die Falligkeit darf maximal vier Wochen ab der Geltendmachung in
der Zukunft liegen.
(6) Die Vorgange zur Geltendmachung von Masseverbindlichkeiten EAKTE
sind im Aktentyp 3002 unter dem Aktensegement ,8157“ abzulegen. (Masse.8)
(7) Im Falle der Insolvenzer6ffnung mit Eigenverwaltung tritt an die Eigenverwaltung
Stelle der Insolvenzverwalterin oder des Insolvenzverwalters die ei- (Masse.9)

genverwaltende Schuldnerin oder der eigenverwaltende Schuldner.
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		Zeitlich abgestimmte Antworten		Bestanden		Seite erfordert keine zeitlich abgestimmten Antworten



		Navigationslinks		Bestanden		Navigationslinks wiederholen sich nicht



		Formulare





		Regelname		Status		Beschreibung



		Formularfelder mit Tags		Bestanden		Alle Formularfelder verfügen über Tags



		Feldbeschreibungen		Bestanden		Alle Formularfelder weisen eine Beschreibung auf



		Alternativtext





		Regelname		Status		Beschreibung



		Alternativtext für Abbildungen		Bestanden		Abbildungen erfordern Alternativtext



		Verschachtelter alternativer Text		Bestanden		Alternativer Text, der nicht gelesen wird



		Mit Inhalt verknüpft		Bestanden		Alternativtext muss mit Inhalten verknüpft sein



		Überdeckt Anmerkung		Bestanden		Alternativtext sollte keine Anmerkung überdecken



		Alternativtext für andere Elemente		Bestanden		Andere Elemente, die Alternativtext erfordern



		Tabellen





		Regelname		Status		Beschreibung



		Zeilen		Bestanden		„TR“ muss ein untergeordnetes Element von „Table“, „THead“, „TBody“ oder „TFoot“ sein



		„TH“ und „TD“		Bestanden		„TH“ und „TD“ müssen untergeordnete Elemente von „TR“ sein



		Überschriften		Bestanden		Tabellen sollten Überschriften besitzen



		Regelmäßigkeit		Bestanden		Tabellen müssen dieselbe Anzahl von Spalten in jeder Zeile und von Zeilen in jeder Spalte aufweisen



		Zusammenfassung		Übersprungen		Tabellen müssen Zusammenfassung haben



		Listen





		Regelname		Status		Beschreibung



		Listenelemente		Bestanden		„LI“ muss ein untergeordnetes Element von „L“ sein



		„Lbl“ und „LBody“		Bestanden		„Lbl“ und „LBody“ müssen untergeordnete Elemente von „LI“ sein



		Überschriften





		Regelname		Status		Beschreibung



		Geeignete Verschachtelung		Übersprungen		Geeignete Verschachtelung










Zurück zum Anfang



